
  

Gemeinde Pforzen 

Landkreis Ostallgäu 

  

Bebauungsplan „Hammerschmiede“ 

Inhalt: 

Satzung 

Planzeichnung des Bebauungsplanes M = 1 : 1.000 

Begründung 

Umweltbericht (gemeinsam mit FNP) 

i. d. R vom 06.07.2020 

  

  

  

  

Auftraggeber 
Gemeinde Pforzen Tel.: 08346.9209.0 
Bahnhofstraße 7 Fax: 08346.9209.22 
87666 Pforzen E-Mail: info@pforzen.bayern.de 

Planung städtebaulicher Teil 
abtplan - büro für kommunale entwicklung Tel.: 08341.99727.0 
Hirschzeller Straße 8 Fax: 08341.99727.20 
87600 Kaufbeuren E-Mail: info@abtplan.de 

Planung Grünordnung und Ausgleich 
Dipl.-Ing. (univ). Helmut Rösel, 
Landschaftsarchitekt, Landschaftsökologe Tel./Fax: 08206.1873 

Brunnener Straße 12 E-Mail: roesel-la@bayern-mail.de 
86511 Schmiechen Web: www.roesel-landschaftsarchitekt.de   
 



Gemeinde Pforzen Landkreis Ostallgäu 
Bebauungsplan „Hammerschmiede“ 
  

Satzung der Gemeinde Pforzen 
für den Bebauungsplan „Hammerschmiede” 
mit integriertem Grünordnungsplan 

Aufgrund 
e _der88 2 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB), 

des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO), 

der Bayerischen Bauordnung (BayBO), 
der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO), 
der 5. Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenvorordnung - PlanZV), 

e des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG), 

in der jeweils gültigen Fassung erlässt die Gemeinde Pforzen folgende Satzung: 

8 1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich des Plangebietes liegt im zur Gemeinde Pforzen gehörenden Gemeindeteil Hammer- 
schmiede. 
Das Plangebiet wird durch die in Nord-Süd-Richtung verlaufende Bundesstraße B 16 geteilt. Diese liegt im Plan- 
gebiet auf den Grundstücken mit den Fl. Nrn. 3149/1 und 1823/6, von denen Teiltlächen Teil des Geltungsbe- 
reiches sind. Das Plangebiet westlich der B 16 beinhaltet die Grundstücke bzw. Teilflächen (TF) der Grundstücke 
mit den Fl. Nrn. 2266 (TF), 2266/5, 2266/4 (TF, Verkehrsfläche), 2264/1 (Verkehrsfläche), 2258/1 (TF, Ried- 

graben), 2490 (TF), 2258 (TF), 2256/1 (TF), 2256 (TF), 2256/2 (TF, Verkehrsfläche), 2256/3 (TF), 2249 (TF), 
2264, 2263, 2259, 2265/2, 2265, 2269/6 (Straße Ziegelring), 2265/5, 2269/5, 2270/2, 2269/4 und 2269 
(TF), alle Gemarkung Pforzen. Das Plangebiet östlich der B 16 beinhaltet die Grundstücke bzw. Teilflächen (TF) 
der Grundstücke mit den Fl. Nrn. 2262 (TF), 2245 (TF, Wasserlauf), 2248 (TF), 2245/1 (Wasserlauf) und 
2527/67 (TF, Wasserlauf), alle Gemarkung Pforzen. 
Das Plangebiet weist eine Größe von ca. 6,48 ha auf. Maßgeblich ist die Bebauungsplanzeichnung. 

& 2 Bestandteile der Satzung 

Die Satzung besteht aus der Planzeichnung und den folgenden textlichen Festsetzungen, jeweils in der Fassung 
vom 06.07.2020 Der Satzung ist eine Begründung mit Umweltbericht, ebenfalls in der Fassung vom 
06.07.2020 beigefügt. 

8 3 Art der baulichen Nutzung 

1.  Eswird ein Mischgebiet gemäß 8 6 BauNVO festgesetzt. 

2. Unter Hinweis auf 8 1 Abs. 5 BauNVO wird festgesetzt, dass die gemäß 8 6 Abs. 2 Ziffer 8 BauNVO allge- 
mein zulässigen Vergnügungsstätten im Sinne des & 4a Absatz 3 Nummer 2 in den Teilen des Gebiets, die 
überwiegend durch gewerbliche Nutzung geprägt sind, nicht zulässig sind. 

3. Unter Hinweis auf 8 1 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass die gemäß 8 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmswei-- 
se zulässigen Vergnügungsstätten im Sinne des & 4a Absatz 3 Nummer 2 BauNVO außerhalb der in Ab- 
satz 2 Nummer 8 bezeichneten Teile des Gebietes ebenfalls nicht Bestandteil des Bebauungsplanes sind. 

84 Maß der baulichen Nutzun 

1. Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die überbaubare Grundfläche, die maximale Zahl der Vollge- 
schosse und die Höhe der baulichen Anlagen bestimmt. Die Angaben sind in der Planzeichnung und unter 
Tabelle in 8 8 Abs. ] dieser Satzung enthalten. 

2. Die Regelung des 8 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf angewendet werden. Demnach darf die zulässige 
Grundfläche durch die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen und ihren Zufahrten, Nebenanlagen 
im Sinne des 8 14 BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Bau- 
grundstück lediglich unterbaut wird, um bis zu 50 vom Hundert überschritten werden. 

3. Die Anzahl der Wohneinheiten ist auf vier pro Gebäude beschränkt. 
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8 5 Bauweise/ Stellung der Gebäude/ Grundstücksgröße 

1. Im Bebauungsplangebiet gilt die offene Bauweise gemäß 8 22 Abs. 2 BauNVO. Ist die abweichende Bau- 
weise gemäß 8 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt, können auch Gebäude, die länger als 50 m sind, errichtet 
werden. Es sind Einzehäuser zulässig. 

2. Die überbaubare Fläche wird durch Baugrenzen bzw. Baulinien bestimmt. Für Nebengebäude gilt auch die 
Abgrenzung durch Planzeichen Nr. 15.3 der Planzeichenverordnung (PlanZV). Garagen und Stellplätze 
können auch außerhalb von Baugrenzen, Baulinien und der durch Planzeichen Nr. 15.3 markierten Berei- 
che errichtet werden. 

Ausnahme (8 31 Abs. 1 BauGB): 
Gemäß 8 23 Abs. 3 BauNVO kann die Baugrenze um bis zu 1,50 m für einzelne Gebäudeteile wie bei- 
spielsweise Vordach, Dachüberstand, Lichtschacht, Treppenstufen u. dgl. überschritten werden. 

3. In der Bebauungsplanzeichnung ist für einige Baufelder die Stellung der Gebäude durch die eingetragene 
Hauptgebäuderichtung festgesetzt; für untergeordnete Bauteile wie Quergiebel, Wiederkehr, Dachgauben, 
Garagen und dgl. kann hiervon abgewichen werden. Dies gilt auch für Abweichungen zur optimalen Aus- 
nutzung der Sonnenenergie auf der Dachfläche. Hierfür kann von der Hauptgebäuderichtung um bis zu 
12° abgewichen werden. 

8 6 Garagen/ Stellplätze/ Nebengebäude 

1. Garagen und Stellplätze dürfen auch außerhalb der durch Baugrenzen, Baulinien oder der durch eine Linie 
gemäß Ziffer 15.3 der Planzeichenverordnung (PlanZV) bestimmten überbaubaren Flächen errichtet wer- 
den. Bei der Bestimmung der Anzahl der Stellplätze gilt die GaStellV. 

Als Stellplätze gelten auch Zufahrten zu Garagen, Carports oder sonstigen überdachten Stellplätzen, sofern 
sie eine Länge von mindestens 5,50 m aufweisen. 

Besucherstellplätze müssen leicht und auf kurzem Weg erreichbar sein. 
Garagen mit direkter, von der Verkehrsfläche her senkrechter Zufahrt müssen einen Mindestabstand zur 
Verkehrsfläche von 5,50 m einhalten. 

2. Für überdachte Stellplätze, Garagen und Nebengebäude sind Sattel-, Pult- und begrünte Flachdächer zu- 
lässig. Dachbegrünung ist generell zulässig. 

8 7 Grünordnung 

1. Die nicht überbauten Flächen sind in landschaftsgerechter Art und Weise mit heimischen Gehölzen gemäß 
der nachfolgenden Vorschlagsliste zu bepflanzen, zu begrünen und zu unterhalten. 

2. Im nordwestlichen Teil des Plangebietes ist eine private Grünfläche mit Bepflanzungsauflagen als Ortsrand- 
eingrünung zur Entwicklung einer dreireihigen Heckenstruktur festgesetzt. Diese Fläche dient als Ausgleichs- 
fläche. 

3. Im Süden des Plangebietes ist eine private Grünfläche mit Bepflanzungsauflagen als Ortsrandeingrünung 
zur Entwicklung einer dreireihigen Heckenstruktur festgesetzt. Diese Fläche dient als Ausgleichsfläche. 

4. In der Planzeichnung sind zu erhaltende Bäume und Sträucher festgesetzt. 

5. Auf den Baugrundstücken sind pro 400 m? ein Baum der Wuchsklasse 1 oder 2 oder zwei Obstbäume 
(Halbstamm) zu pflanzen. Für die Bepflanzung sollen heimische Gehölze verwendet werden. 

6. Für die vorgenannten Eingrünungsmaßnahmen kann aus der nachfolgenden Pflanzliste ausgewählt werden. 
Das Forstvermehrungsgutgesetzt (FoVG, ”*”) ist zu beachten. 
Neben Obstgehölzen können für die Grünflächen auch folgende Arten ausgewählt werden, wobei auf Bäu- 
me der 1. Wuchsklasse verzichtet wurde: 

  

Bäume 1. und 2. Wuchsklasse Mindestqualität: 3x v. H. 251 - 300 cm 

Acer campestre Feldahorn 
Acer pseudoplatanus* Berg-Ahorn 
Quercus robur* Stieleiche 
Tilia cordata* Winterlinde 
Tilia platiphyllos* Sommerlinde 
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Ulmus glabra Bergulme 
Sorbus aucuparia Vogelbeere 
Prunus avium* Vogelkirsche 
Betula pendula* Birke 
Carpinus betulus* Hainbuche 

Obstbäume Sträucher, Mindestqualität: 2 x v. H. 60 -100 cm 
Äpfel Berner Rosengpfel 

Klarapfel Cornus mas Kornelkirsche 
James Grieve Cornus sanguinea Roter Hartriegel 
Glockenapfel Corylus avellana Haselnuss 

Birnen: Clapps Liebling Ligustrum vulgare Liguster 
Gellerts Butterbirne Lonicera xylosteum Heckenkirsche 

Kirsche: Hedelfinger Prunus spinosa Schlehe 
Zwetschge Wangenheims Früh Prunus padus Viburnum lantanc 

Zusätzlich kommen standortgerechte Arten und Sorten von Wildsträuchern und Wildrosen in Betracht. Aus 
naturschutzfachlicher Sicht sollen fremdländische Gehölze sowie rot- und gelblaubige bzw. blaunadelige 
Gehölze innerhalb des Plangebietes ausgeschlossen bleiben, wobei ein Anteil von 10 % zulässig sein soll. 

7. Sämtliche Pflanzungen sind vom jeweiligen Grundstückseigentümer im Wuchs zu fördern, zu pflegen und 
vor Zerstörung zu schützen. Ausgefallene Pflanzungen sind umgehend zu ersetzen. 

8. Anwendung der naturschutzrechlichen Eingriffsregelung 

° _ Eingriffsfläche 8789 m? 

° Typ B niedriger bis mittlerer Versiegelungsgrad 

e Kategorie I 

° _Kompensationsfaktor: 0,3 wegen geringer Eingriffsintensität und Pflanzauflagen 

° _ Kompensationsbedarf 8789 m? x 0,3 = 2637 m? 

e Der Kompensationsbedarf wird innerhalb des Geltungsbereiches durch zwei Kompensationsfläche von 
1812 m? an der Nordgrenze und 869 m? an der Südgrenze gem. Planzeichnung abgegolten. 

°e Die Gestaltung der Kompensationsflächen erfolgt gem. Planzeichnung: Anlage einer dreireihigen He- 
ckenstruktur aus einzelnen Heckenabschnitten, Pflanzraster 1,5 x 1,5 m, Pflanzung versetzt auf Lücke, 

eingestreute Großgehölze, Arten und Mindestqualitäten gem. Satzung 8 8 7 Nr. 6. 

8 8 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen/Gestaltung der Gebäude 

(8 9 Abs. 4 BauGB und Art. 81 BayBO) 

1. Für Plangebiet werden nachfolgende Bestimmungen getroffen. Sie werden in der Planzeichnung präziser 
festgesetzt. 

Gebiet Bauweise | Max. Wandhöhe | Max. Firsthöhe | Dachform | Dachneigung Max. Zahl 
Vollgeschosse 

  

        
  

Plangebiet |E, o/a s. Planeinschrieb         
  

Definition 
E = Einzelhausbebauung 
o = offene Bauweise 
a = abweichende Bauweise, Gebäude länger als 50 m Länge. 
SD = Satteldach 
PD = Pultdach. Das Pultdach muss an der oberen Dachkante bündig mit der Traufe des Satteldaches des be- 

nachbarten Gebäudes abschließen. 
Wandhöhe = Als Maß für die Wandhöhe gilt die senkrechte Entfernung von Oberkante Rohfußboden (OK 

RFB) im Erdgeschoss bis Oberkante Dachhaut, gemessen in der Verlängerung der Außenwand. 
Die OK RFB darf maximal 0,40 m über dem natürlichen Gelände liegen. Als natürliches Gelände 
gilt der Durchschnitt der natürlichen Geländehöhen, gemessen an den Eckpunkten des Gebäudes. 

Firsthöhe = Als Maß für die Firsthöhe gilt die senkrechte Entfernung von Oberkante Rohfußboden (OK RFB) im 
Erdgeschoss bis Oberkante First. Die OK RFB darf maximal 0,40 m über dem natürlichen Gelände 
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liegen. Als natürliches Gelände gilt der Durchschnitt der natürlichen Geländehöhen, gemessen an 
den Eckpunkten des Gebäudes. 
maximal ein Geschoss 

I+D = maximal zwei Geschosse, wobei das Obergeschoss als Dachgeschoss auszubilden ist 
I+I ID= maximal drei Geschosse, wobei die zwei oberen Geschosse als Dachgeschoss auszubilden sind 
II = maximal zwei Geschosse 

II+ 
II+ 

2. 

D= maximal drei Geschosse, wobei das zweite Obergeschoss als Dachgeschoss auszubilden ist 
IID= maximal vier Geschosse, wobei die zwei oberen Geschosse als Dachgeschoss auszubilden sind 

Bei Gebäuden und Gebäudeteilen, für die Satteldächer vorgeschrieben sind, gilt für die Dachaufbauten: 

-  _Quergiebel und Gauben sind zulässig. 
- Negative Dacheinschnitte gleich welcher Form sind nicht zulässig. 
-  Dachüberstände betragen bei Hauptgebäuden mindestens 0,50 m; bei Garagen mind. 0,30 m. 

Farben für die Dachdeckung: 
Als Farbe für Dachplatten sind nur ziegelrote bis rotbraune oder anthrazitgraue Töne zulässig. 

Unabhängig von den o. g. Vorschriften sind Farben zulässig, die für Anlagen zur Gewinnung von Sonnen- 
energie (Sonnenkollektoren, Photovoltaik-Anlagen) üblich bzw. erforderlich sind. 

Fassaden: 
Gestaltung der Außenfassaden mit Putz bzw. Holzverkleidung. Blechverkleidungen sind nur an untergeord- 
neten Bauteilen (Kamin/Gauben) zugelassen. Grelle Farben (außer Weiß) sind unzulässig bzw. auf begrenz- 
te Fassadenbereiche zu reduzieren. Unabhängig von den o. g. Vorschriften sind bis zu 50 % der gesamten 
Fassaden des jeweiligen Gebäudes in Farben zulässig, die für Anlagen zur Gewinnung von Sonnenenergie 
(Sonnenkollektoren, Photovoltaik-Anlagen) üblich bzw. erforderlich sind. 

Anlagen zur Gewinnung von Sonnenenergie sind nur parallel und im Abstand von max. 0,15 m (gemessen 
von Oberkante Anlage zur Dachhaut bzw. zur Fassade außen) zulässig. Sie dürfen die Gesamthöhe des zur 
Anbringung der Anlage verwendeten Gebäudeteils nicht überschreiten und nicht höher als der Dachfirst 
sein. 

Balkone, Erker und Vorbauten sind in Konstruktion und Material auf die Art des Gebäudes abzustimmen 

und sind maßstäblich und unauffällig in die Fassaden einzufügen. Nicht rechteckige Balkone und Vorbau- 
ten sind gänzlich unzulässig. 

8 9 Einfriedungen/Freiflächengestaltung 

Es gilt die Abstandsflächenregelung der Bayerischen Bauordnung (Art. 6 BayBO). 

Die Höhe der Einfriedungen wird auf maximal 2,10 m begrenzt; der Zaun ist aus Maschendraht oder Stab- 
gitter herzustellen. Türen und Tore sind in Material und Bauart auf das Zaunbild abzustimmen. Stacheldraht 
ist nicht zulässig. Der Mindestabstand für die Einfriedung vom Rand der befestigten Fahrbahn der Kreisstra- 
Be muss 1,50 m betragen. Tore und Türen sind so anzubringen, dass sie nicht zur Kreisstraße hin aufgehen. 

Einfriedungen, die keine Zäune sind, sind zum öffentlichen Straßenraum hin, soweit sie die Verkehrssicher- 

heit nicht beeinträchtigen, bis zu einer maximalen Höhe von 0,80 m über dem Gelände zulässig. Hecken 

sind von dieser Einschränkung ausgenommen, soweit sie die Verkehrssicherheit nicht beeinträchtigen. Zäu- 
ne dürfen in Höhe und Farbgestaltung das Landschaftsbild nicht beeinträchtigen. 
Mauern über eine Höhe von 0,40 m über dem Gelände als Einfriedungen sind unzulässig. 
Stützkonstruktionen im Bereich der Freiflächen sind 

- optisch zu gliedern und 
- in eeiner Bauweise auszuführen, die für Wasser- und Kleinlebewesen durchlässig ist (z.B. Trockenmauern 

aus Natursteinen, Gabionen etc.) und 
- dauerhaft zu begrünen. 

Garageneinfahrten dürfen pro Grundstück höchstens 6 m breit sein. Der Belag ist möglichst wasserdurch- 
lässig auszuführen, (z. B. Schotterrasen, wassergebundene Decke, Rasenfugenpflaster). Das anfallende 
Oberflächenwasser darf nicht auf öffentliche Verkehrsflächen abgeleitet und muss auf dem eigenen Grund- 
stück versickert werden. 

Kfz-Stellplätze sind wassergebunden herzustellen. Auf die Befestigung von Hof- und Parkflächen, z. B. mit- 
tels durchgehenden Asphaltbelaggs, ist zu verzichten. Für diese Flächen ist eine Befestigung bzw. Gestaltung 
mit ausreichender Wasserdurchlässigkeit (z. B. humus- oder rasenverfugtes Pflaster, Schotterrasen, ggf. 

i.d.E vom 06.07.2020 Seite 5 von 45



Gemeinde Pforzen Landkreis Ostallgäu 
Bebauungsplan „Hammerschmiede” 

auch sandgeschlämmte Kies- oder Schotterdecke oder eine Kombination verschiedener Befestigungsarten) 
zu wählen. 

Der Anteil von versiegelten Flächen ist möglichst gering zu halten. Bei den notwendigen Erdarbeiten ist der 
Sicherung des Oberbodens besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Gemäß 8 202 BauGB ist der Ober- 
boden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. 

Das natürliche Gelände ist weitestgehend zu erhalten und darf nur in dem zur Durchführung des Bauvorha- 
bens erforderlichen Maß geändert werden. Höhendifferenzen sind durch natürliche Geländeverzüge und 
Böschungen innerhalb des jeweils eigenen Grundstücks auszugleichen; dies ist in entsprechenden Gelän- 
dequerschnitten mit dem Baugesuch nachzuweisen und darzustellen. Grundsätzlich ist eine Abstimmung mit 
dem jeweiligen Nachbarn anzustreben. Die vorgenannten Anforderungen sind auch für das Freistellungs- 
verfahren gemäß BayBO anzuwenden. 

Veränderungen der Geländeoberfläche dürfen nur in dem zur Durchführung des Bauvorhabens erforderli- 
chen Ausmaß ausgeführt werden. 

8 10 Werbeanlagen 

Werbeanlagen dürfen durch Größe und Gestaltung nicht aufdringlich wirken und das Orts- und Land- 
schaftsbild nicht wesentlich stören, auffallende Leuchtfarben dürfen nur untergeordnet Verwendung finden. 
Die Beleuchtung von Werbeanlagen ist nicht zulässig. 

Werbeanlagen auf dem Dach und solche, die ausschließlich auf die freie Landschaft hin ausgerichtet sind, 
sind unzulässig. Sonstige Werbeanlagen in Form von Firmennamen und -logos sind mit einer Höhe von 
0,80 m zulässig. Ihre Höhenlage ist auf 3,00 m über dem Gelände zu beschränken. 

8 11 Immissionen 

Die Betriebszeit von Gewerbebetrieben innerhalb des Planungsgebiets ist mit Ausnahme des Wasserkraftwerks 
auf die Zeit zwischen 6:00 Uhr und 22:00 Uhr beschränkt. Hiervon kann abgewichen werden, wenn nachgewie- 
sen wird, dass eine Anlage nachts nachweislich die Anforderungen der TA Lärm in der Summe mit der übrigen 
genehmigten gewerblichen Vorbelastung einhält. 

2. 

8 12 Hinweise und Empfehlungen 

Landwirtschaftliche Emissionen 

Die Erwerber oder Besitzer des Grundstücks haben die landwirtschaftlichen Emissionen (Lärm-, Geruch- und 
Staubeinwirkung) aus der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung und Bearbeitung benachbarter Flächen ent- 
schädigungslos hinzunehmen. Dazu gehören auch der Viehtrieb und der Verkehr mit landwirtschaftlichen 
Maschinen. 

Denkmalpflege 

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler der Meldepflicht 
gemäß Art. 8 Abs. 1-2 DSchG unterliegen, siehe auch nachfolgende Zitate des Art. 8 Abs. 1 und 2 
DSchG. 
„Art. 8 Abs. 1 DSchG: 

Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder 

dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sich auch der Eigentümer und der 
Besitzer des Grundstücks, sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt ha- 

ben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem 
Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer 
oder den Leiter der Arbeiten befreit. 
Art. 8 Abs. 2 DSchG: 

Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige 
unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt 
oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.“ 

Zu verständigen ist das Bayer. Landesamt f. Denkmalpflege, Dienststelle Thierhaupten, Klosterberg 8, 
86672 Thierhaupten, Tel. 08271/8157-38; Fax 08271/8157-50; e-Mail: DST_Thierhaupten@blfd.bay- 

ern.de oder die zuständige Untere Denkmalsschutzbehörde. 
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3. EEH-Verträglichkeitsabschätzuna 

Der westlich angrenzende Bereich des FFH-Gebietes wurde von Herrn Dipl.-Ing. Helmut Rösel (Landschafts- architekt) untersucht. Der Bericht vom 13.03.2018 ist als Anlage zum Bebauungsplan aufgeführt. 
4. Hinweise der Kreisbrandinspektion 

Bezüglich der Bereitstellung der notwendigen Flächen für die Feuerwehr, der öffentlichen Verkehrsflächen, der Bereitstellung von Löschwasser und Hydranten wird auf das Markblatt der Kreisbrandinspektion Ostall- gäu hingewiesen. Das Merkblatt ist als Anlage 1 der Begründung beigefügt. 

8 13 Inkrafttreten 

Der Bebauungsplan „Hammerschmiede”, bestehend aus der Satzung, der Bebauungsplanzeichnung und der Be- gründung mit Umweltbericht, jeweils in der Fassung vom 06.07.2020, tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. 

Ya int 994 Pforzen,den 2... "ii 20 

dd 
Herbert Hofer, Erster Bürgermeister 
  

  

Anlagen: 
- Schalltechnische Untersuchung des Büros em plan zum Vorhaben Gemeinde Pforzen, Bebauungsplan „Ham- merschmiede”, Bearbeitungsstand 04/201 9, Projekt-Nr.: 2019 1216 
- FFH-Verträglichkeitsabschätzung zum Bebauungsplan „Hammerschmiede”, Gemeinde Pforzen, von Land- schaftsarchitekt H. Rösel, Stand 13.03.2018. 
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BEGRÜNDUNG 

zum Bebauungsplan „Hammerschmiede“ 

1. Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich des Plangebietes liegt im zur Gemeinde Pforzen gehörenden Gemeindeteil Hammer- 
schmiede. 
Das Plangebiet wird durch die in Nord-Süd-Richtung verlaufende Bundesstraße B 16 geteilt. Diese liegt im Plan- 
gebiet auf den Grundstücken mit den Fl. Nrn. 3149/1 und 1823/6, von denen Teilflächen Teil des Geltungsbe- 
reiches sind. Das Plangebiet westlich der B 16 beinhaltet die Grundstücke bzw. Teilflächen (TF) der Grundstücke 
mit den Fl. Nrn. 2266 (TF), 2266/5, 2266/4 (TF, Verkehrsfläche), 2264/1 (Verkehrsfläche), 2258/1 (TF, Ried- 
graben), 2490 (TF), 2258 (TF), 2256/1 (TF), 2256 (TF), 2256/2 (TF, Verkehrsfläche), 2256/3 (TF), 2249 (TF), 
2264, 2263, 2259, 2265/2, 2265, 2269/6 (Straße Ziegelring), 2265/5, 2269/5, 2270/2, 2269/4 und 2269 
(TF), alle Gemarkung Pforzen. Das Plangebiet östlich der B 16 beinhaltet die Grundstücke bzw. Teilflächen (TF) 
der Grundstücke mit den Fl. Nrn. 2262 (TF), 2245 (TF, Wasserlauf), 2248 (TF), 2245/1 (Wasserlauf) und 
2527/67 (TF, Wasserlauf), alle Gemarkung Pforzen. 
Das Plangebiet weist eine Größe von ca. 6,48 ha auf. Die genaue Lage des Plangebietes ist der Bebauungs- 
planzeichnung zu entnehmen (siehe auch Abbildung 1). 

958   
Abbildung 1: Lageplan der gegenständlichen Bauleitplanung, unmaßstäblich 
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1. Veranlassung 

Die Gemeinde Pforzen hat sich entschieden, den Bereich Hammerschmiede planerisch zu erfassen. Das Areal ist 
geprägt von ehemaligen Gewerbegebäuden, einer ehemaligen Gaststätte, Wohnbebauung und ehemaligen Be- 
triebsleiterwohnungen. Die Gemeinde hat sich sehr umfassend mit dem Gebäudebestand befasst. Der Bereich 
soll nun überplant werden, um einerseits den Bestand zu sichern, andererseits im vertretbaren Umfang Nachver- 
dichtung oder die Ansiedlung weiterer Mischnutzungen zu ermöglichen. 
Die Gemeinde möchte zudem eine landschaftsverträgliche Entwicklung des Ortsteils Hammerschmiede bewirken 
und mit Bepflanzungen den bestehenden Ortsrand stärken. 

2. Planungsrechtliche Voraussetzungen 

2.1. Regionalplan / Landesentwicklunasprogramm 

Gemäß 8 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. Diese Ziele sind im 
Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP 2013) und im Regionalplan der Region Allgäu 16 (RP 16) dargelegt. 

Pforzen gehört hinsichtlich der Gebietskategorie gemäß LEP 2013 zum „Allgemeinen ländlichen Raum” und ge- 
mäß RP 16 zum „Stadt- und Umlandbereich im ländlichen Raum”. Gemäß RP 16 ist der Gemeinde die Funktion 

als Kleinzentrum zugeordnet. Pforzen ist dabei ein zentraler Doppelort mit dem benachbarten Rieden (RP 16 
Karte 1 Raumstruktur). 

Westlich des Plangebietes grenzt gemäß Regionalplan Allgäu das Vorranggebiet für sonstige Bodenschätze Nr. 
15 für Ton an (RP 16 B II 2.3.3.2 (Z) i. V. m. RP 16 Karte 2 Siedlung und Versorgung). Ebenso grenzt das Vor- 
behaltsgebiet für sonstige Bodenschätze Nr. 215 für Ton an (RP 16 B II 2.3.3.4 (Z) i. V. m. RP 16 Karte 2 Sied- 
lung und Versorgung). 
Östlich des Plangebietes grenzt gemäß Regionalplan Allgäu das Vorranggebiet zur Sicherung des Hochwasser- 
abflusses und -rückhaltes H 25 an (RP 16 BI 3.3.1 (Z) i. V. m. RP 16 Karte 2 Siedlung und Versorgung). 

Das Plangebiet wie auch der ganze Ortsteil Hammerschmiede wird ringsum vom landschaftlichen Vorbehaltsge- 
biet Nr. 3 ‚Wertachtal nördlich und Hangbereiche westlich Kaufbeuren” umschlossen (RP 16 B12.1 (Z) i. V. m. 
RP 16 Karte 3 Natur und Landschaft). 

Zu landschaftlichen Vorbehaltsgebieten ist in der Begründung des RP 16 vermerkt: 

„Zur Erhaltung charakteristischer Landschaftsbereiche, deren Nutzung, Eigenart, Vielfalt und Struktur für den 

Naturhaushalt, die Landschaftspflege, das Landschaftsbild sowie für die Erholungsnutzung von besonderer 
Bedeutung sind, ist es erforderlich, geeignete landschaftliche Vorbehaltsgebiete auszuweisen. Hierbei ist auch 
die ökologische Bedeutung dieser Bereiche über Naturraum- und Regionsgrenzen hinaus zu berücksichtigen. 
Bei der Abwägung mit anderen Nutzungsansprüchen kommt in landschaftlichen Vorbehaltsgebieten den Be- 
langen von Naturschutz und Landschaftspflege besonderes Gewicht zu. Landschaftliche Vorbehaltsgebiete 
sind jedoch keine Schutzgebiete im Sinne des Naturschutzrechtes und haben auch keine vergleichbare Funk- 
tion. Eine ordnungsgemäße land- und forstwirtschaftliche Bodennutzung ist von den landschaftlichen Vorbe- 
haltsgebieten generell nicht betroffen, d.h. es ergeben sich für die Land- und Forstwirtschaft keine über die 
bestehenden gesetzlichen Anforderungen hinausgehenden zusätzlichen Beschränkungen.“ 

Zum landschaftlichen Vorbehaltsgebiet Nr 3 Wertachtal nördlich und Hangbereiche westlich Kaufbeuren steht in 
der Begründung des RP 16: 

Die bedeutendsten Strukturen des Ökosystems Wertachtal sind die schutzwürdigen Reste des einst breiten Au- 
waldsaumes mit seinen Altwasserfragmenten, die Schilfzonen der Stauseen sowie die noch ungestauten 
Flussabschnitte. Besonders erhaltenswert sind auch die Bachoberläufe in Verbindung mit Feuchtbiotopen und 
vielfältigen Mischwaldbeständen. Die Hangbereiche zwischen Kaufbeuren und Irsee spielen für die Erho- 
lungsnutzung eine erhebliche Rolle. Ihr besonderer Reiz liegt in den zahlreichen Quellzonen, Bächen und der 
Vielfalt der Waldbilder. Das ausgedehnte Waldgebiet ist in seiner Gesamtheit als ruhiges Erholungsgebiet er- 
haltungswürdig. 
In den Wertachauen wäre aus Gründen des Artenschutzes und der Pflege des Landschaftsbildes die Reakti- 
vierung von Altwässern und ehemaligen Flutrinnen und die ökologische Aufwertung beeinträchtigter Au- 
waldabschnitte sowie die Wiederherstellung eines durchgehenden Auwaldbandes von Bedeutung. 
Bei der weiteren Entwicklung wären zur Förderung der wechselfeuchten Auwaldzonen und um generell der 
Flussdynamik wieder mehr Raum zu geben auch periodische Überflutungen zu erwägen. 

Gemäß RP 16 Karte 3 Natur und Landschaft ist das Siedlungsgebiet der Hammerschmiede vom landschaftlichen 
Vorbehaltsgebiet freigehalten. 
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Dennoch kommt den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege in der Planung ein besonderes Ge- 
wicht zu. Dem wird Rechnung getragen, indem durch die gegenständliche Bauleitplanung einerseits Ersatzbau- 
ten für bestehende Gebäude möglich sind. Andererseits werden zwar zusätzliche Bauten ermöglicht. Diese die- 
nen aber überwiegend der Nachverdichtung. Durch den Erhalt der Bäume im Westen und Norden wird zudem 
die Wahrung des Landschaftsbildes gewährleistet. 

Diese Elemente der Planung finden ihre Entsprechung in den Zielen (Z) und Grundsätzen (G) von Landesent- 
wicklungsprogramm und Regionalplan. 

2.1.1. Landesentwicklungsprogramm (LEP 2013) 

1. Grundlagen und Herausforderungen der räumlichen Entwicklung und Ordnung Bayerns 
1.1.1. (Z) In allen Teilräumen sind gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen zu schaffen oder zu erhalten. Die Stär- 

ken und Potenziale der Teilräume sind weiter zu entwickeln. Alle überörtlich raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen haben zur Verwirklichung dieses Ziels beizutragen. 

(G) Hierfür sollen insbesondere die Grundlagen für eine bedarfsgerechte Bereitstellung und Sicherung von Arbeits- 
plätzen, Wohnraum sowie Einrichtungen der Daseinsvorsorge und zur Versorgung mit Gütern geschaffen oder er- 
halten werden. 

1.2.2. (Z) Die Abwanderung der Bevölkerung soll insbesondere in denjenigen Teilräumen, die besonders vom demogra- 
phischen Wandel betroffen sind, vermindert werden. 

(G) Hierzu sollen bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die Möglichkeiten 
- zur Schaffung und zum Erhalt von dauerhaften und qualifizierten Arbeitsplätzen, 
- zur Sicherung der Versorgung mit Einrichtungen der Daseinsvorsorge, 
- zur Bewahrung und zum Ausbau eines attraktiven Arbeits- und Lebensumfelds insbesondere für Kinder, Ju- 
gendliche, Auszubildende, Studenten sowie für Familien und ältere Menschen 

genutzt werden. 

1.4.1. (G) Die räumliche Wettbewerbsfähigkeit Bayerns soll durch Schaffung bestmöglicher Standortqualitäten in wirt- 
schaftlicher, ökologischer und sozialer Sicht in allen Teilräumen gestärkt werden. Dabei sollen im Wettbewerb um 
Unternehmen und Arbeitskräfte lagebedingte und wirtschaftsstrukturelle Defizite ausgeglichen, infrastrukturelle 
Nachteile abgebaut sowie vorhandene Stärken ausgebaut werden. 

2. Raumstruktur 
2.2.1 (G) Den sich aus der Raum- und Siedlungsstruktur ergebenden unterschiedlichen raumordnerischen Erfordernissen 

der Teilräume soll Rechnung getragen werden. 

(Z) Hierzu werden folgende Gebietskategorien festgelegt: 
- Ländlicher Raum, untergliedert in 

a) allgemeiner ländlicher Raum und 
b) ländlicher Raum mit Verdichtungsansätzen, 

- Verdichtungsraum. 

2.2.2. (G) Die Verdichtungsräume und der ländliche Raum sollen sich unter Wahrung ihrer spezifischen räumlichen Ge- 
gebenheiten ergänzen und gemeinsam im Rahmen ihrer jeweiligen Entwicklungsmöglichkeiten zur ausgewogenen 
Entwicklung des ganzen Landes beitragen. 

2.2.5 (G) Der ländliche Raum soll so entwickelt und geordnet werden, dass 
- er seine Funktion als eigenständiger Lebens- und Arbeitsraum nachhaltig sichern und weiter entwickeln kann, 
- seine Bewohner mit allen zentralörtlichen Einrichtungen in zumutbarer Erreichbarkeit versorgt sind, 
- er seine eigenständige Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur bewahren kann und 
- er seine landschaftliche Vielfalt sichern kann. 

3. Siedlungsstruktur 
3.1 (G) Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung unter besonderer Berücksichti- 

gung des demographischen Wandels und seiner Folgen ausgerichtet werden. 

(G) Flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter Berücksichtigung der ortsspezifischen Gege- 
benheiten angewendet werden. 

3.2 (Z) In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung möglichst vorrangig zu nutzen. 
Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung nicht zur Verfügung stehen. 

3.3 (G) Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbesondere bandartige Siedlungsstruktur sollen ver- 
mieden werden. 

4. Verkehr 
4.1.1 (Z) Die Verkehrsinfrastruktur ist in ihrem Bestand leistungsfähig zu erhalten und durch Aus-, Um- und Neubaumaß- 

nahmen nachhaltig zu ergänzen. 
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4.2 (G) Das Netz der Bundesfernstraßen sowie der Staats- und Kommunalstraßen soll leistungsfähig erhalten und be- 
darfsgerecht ergänzt werden. 

(G) Bei der Weiterentwicklung der Straßeninfrastruktur soll der Ausbau des vorhandenen Straßennetzes bevorzugt 
vor dem Neubau erfolgen. 

4.4 (G) Das Radwegenetz soll erhalten und bedarfsgerecht ergänzt werden. 

5. Wirtschaft 
5.1 (G) Die Standortvoraussetzungen für die bayerische Wirtschaft, insbesondere für die leistungsfähigen kleinen und mit- 

telständischen Unternehmen sowie für die Handwerks- und Dienstleistungsbetriebe, sollen erhalten und verbessert 
werden. 

5.2.1 (Z) In den Regionalplänen sind Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für die Gewinnung von Steinen und Erden für den 
regionalen und überregionalen Bedarf festzulegen. 

5.2.2 (G) Die Eingriffe in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild durch die Gewinnung von Bodenschätzen sollen so 
gering wie möglich gehalten werden. 

(G) Abbaugebiete sollen entsprechend einer vorausschauenden Gesamtplanung, soweit möglich Zug um Zug mit 
dem Abbaufortschritt, einer Folgefunktion zugeführt werden. 

(Z) Für die Vorranggebiete nach 5.2.1 sind in den Regionalplänen Folgefunktionen festzulegen. 

7. Freiraumstruktur 

7.1.1 (G) Natur und Landschaft sollen als unverzichtbare Lebensgrundlage und Erholungsraum des Menschen erhalten 
und entwickelt werden. 

7.1.2 (Z) Gebiete mit besonderer Bedeutung für Naturschutz und Landschaftspflege sind in den Regionalplänen als land- 
schaftliche Vorbehaltsgebiete festzulegen. 

7.2.5. (G) Die Risiken durch Hochwasser sollen soweit als möglich verringert werden. Hierzu sollen 
- die natürliche Rückhalte- und Speicherfähigkeit der Landschaft erhalten und verbessert, 
- Rückhalteräume an Gewässern freigehalten sowie 
- Siedlungen vor einem hundertjährlichen Hochwasser geschützt werden. 

2.1.2. Regionalplan der Region Allgäu 

Al 1 (G) Es ist anzustreben, die Region vorrangig als Lebens- und Wirtschaftsraum für die dort lebende Bevölkerung zu er- 
halten und sie nachhaltig in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung und versorgungsmäßigen Eigenständigkeit zu stärken. 

A12 (Z) In der Region sollen die Naturgüter Boden, Wasser und Luft als natürliche Lebensgrundlagen soweit als möglich 
nachhaltig gesichert und falls erforderlich wieder hergestellt werden. 

AI 1.1 (G) Im Alpengebiet ist eine ausgewogene Entwicklung von Tourismus, gewerblicher Wirtschaft sowie Land- und Forst- 
wirtschaft anzustreben. Im mittleren und nördlichen Teil der Region ist der gewerblich-industrielle Bereich möglichst zu 
stärken. 

AI 1.3 (Z) Im Stadt- und Umlandbereich des möglichen Oberzentrums Kaufbeuren soll die Siedlungs- und Wirtschaftsent- 
wicklung in einem ausgewogenen Verhältnis zwischen der Kernstadt und den Umlandgemeinden, insbesondere dem 
Kleinzentrum Germaringen/ Westendorf sowie dem Siedlungsschwerpunkt Mauerstetten und der Gemeinde Stött- 
wang erfolgen. 

AI 2.1 (G) Es ist anzustreben, dass die vielfältigen, ökologisch bedeutsamen Naturräume der Region in ihren Funktionen 
dauerhaft erhalten und soweit möglich vernetzt werden. 

A II 2.2 (Z) Das Alpengebiet, die Iller- und Lechvorberge, das Westallgäu, der Bodenseeraum sowie das Iller- und Wertachtal 
sollen in ihrer ökologischen Bedeutung und ihrer Erholungsqualität erhalten bleiben. 

AI 1 (Z) Als zentrale Orte der untersten Stufe (Kleinzentren) werden folgende Gemeinden bestimmt, wobei durch Schräg- 
strich verbundene Gemeinden Doppelzentren bezeichnen: 

Landkreis Ostallgäu (u. a.): 
Pforzen/ Rieden 

BI 1.1 (Z) Die natürlichen Grundlagen und die landschaftlichen Gegebenheiten sollen zur Erhaltung und Entwicklung der 
Region als Lebens- und Arbeitsraum für die dortige Bevölkerung und als bedeutender Erholungsraum gesichert wer- 
den. 

(G) Die verschiedenen Landschaftsräume der Region sind möglichst differenziert und standortgerecht — unter beson- 
derer Berücksichtigung der Belange des Naturschutzes und der Erholung — zu nutzen. 

B1 1.2 (G) Es ist anzustreben, die für die Region charakteristische Mischung aus intensiv genutzten und ökologisch ausglei- 
chend wirkenden Landschaftsteilen sowie die typischen Landschaftsbilder zu erhalten. Weitere Belastungen von Natur 
und Landschaft sind möglichst gering zu halten. 
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B12.1 (Z) Als landschaftliche Vorbehaltsgebiete werden bestimmt: 

3 Wertachtal nördlich und Hangbereiche westlich Kaufbeuren 
Die Abgrenzung der landschaftlichen Vorbehaltsgebiete bestimmt sich nach Karte 3 „Natur und Landschaft”, die Be- 
standteil des Regionalplans ist. Dabei sind Einzelgehöfte, andere bebaute Bereiche sowie geplante Siedlungsgebiete, 
die aufgrund ihrer geringen Größe aus Maßstabsgründen kartographisch nicht aus den landschaftlichen Vorbehalts- 
gebieten ausgenommen werden können, diesen nicht zuzurechnen. 

B I 2.3.2.5 (G) In den waldarmen Teilräumen insbesondere der Mittelbereiche Kempten (Allgäu), Lindau (Bodensee), Linden - 
berg i. Allgäu, Kaufbeuren und Marktoberdorf ist die Erhaltung der vorhandenen Waldflächen und ihre Mehrung an- 
zustreben. 

B I 2.3.2.7 (Z) Flussbegleitende Auwälder insbesondere an Iller und Wertach sollen hinsichtlich ihres Umfanges und ihrer na- 
turnahen Zusammensetzung erhalten und weiterentwickelt werden. 

B12.3.2.11 (Z) Die Flusstäler des Voralpenlandes, insbesondere des Lechs, der Wertach und der Iller, sollen in ihrer Funktion 

als wichtige Lebensräume und Biotopverbundachsen gestärkt werden, soweit dies aus Gründen des Hochwasser- 
schutzes möglich ist. Dabei sollen die naturnahen Bereiche erhalten, die Durchgängigkeit verbessert und die Fließge- 
wässerdynamik gefördert werden. Von besonderer Bedeutung sind auch die Hangbereiche der genannten Flüsse mit 
ihrer Standortvielfalt. 

B13.1 (G) Es ist anzustreben, die Möglichkeiten zur Verbesserung des übergebietlichen Wasserhaushalts im Niederschlags- 
bereich von Iller, Lech und Wertach offen zu halten. 

B 13.3 (Z) Der Hochwasserschutz ist in der ganzen Region zu verbessern; er soll insbesondere an Iller, Wertach und Lech so- 
wie deren Nebengewässern den gestiegenen Anforderungen und Sicherheitsbedürfnissen Rechnung tragen. 

(Z) Die Möglichkeiten der Hochwasserrückhaltung sollen vor allem im Einzugsgebiet der Iller, Wertach und des Lechs 
durch die Ausweisung von wasserwirtschaftlichen Vorranggebieten ausgeschöpft werden. In den Vorranggebieten hat 
der Hochwasserschutz gegenüber konkurrierenden Nutzungen Vorrang. 

B 13.3.1 (Z) Vorranggebiete Hochwasser 
Zur Sicherung des Hochwasserabflusses und -rückhaltes werden die nachfolgend aufgeführten wasserwirtschaftlichen 
Vorranggebiete bestimmt. 

H 25, Wertach, Gde. Pforzen, Gde. Rieden 

Die Lage und Abgrenzung der Vorranggebiete bestimmt sich nach Karte 2 „Siedlung und Versorgung“, die Bestand- 
teil des Regionalplans ist. 

B II 1.1 (G) In der gesamten Region ist — zur Verbesserung der Grundlagen für die wirtschaftliche Entwicklung - eine Stär- 
kung der Unternehmen in Industrie, Handel, Handwerk und Dienstleistungsgewerbe anzustreben. 

(G) Ein ausreichendes Angebot an Arbeitsplätzen für Arbeitnehmer aller Qualifizierungsstufen und deren Erhalt sowie 
die Schaffung neuer Arbeits- und Ausbildungsplätze ist für die wirtschaftliche Entwicklung der Region von besonderer 
Bedeutung. 

B II 1.2 (Z) Auf die Stärkung der mittelständischen Betriebsstruktur als wesentliche Grundlage der wirtschaftlichen Entwicklung 
soll hingewirkt werden. 

(G) Dabei kommt der Bereitstellung geeigneter Gewerbestandorte besondere Bedeutung zu. 

B II 2.3.1 (G) Die Versorgung der Bevölkerung und der Wirtschaft mit mineralischen Bodenschätzen aus heimischen Rohstoff- 
vorkommen zu angemessenen Konditionen ist anzustreben. Die zur Deckung des derzeitigen und künftigen Bedarfs 
benötigten Bodenschätze sind möglichst zu erkunden, zu erschließen und gegenüber anderen raumbedeutsamen Vor- 
haben durch Ausweisung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten zu sichern. 

Dabei ist 

e in den Vorranggebieten dem Abbau von Bodenschätzen Vorrang gegenüber konkurrierenden Nutzungsansprü - 
chen einzuräumen, 

e innerhalb der Vorbehaltsgebiete bei der Abwägung mit anderen Nutzungsansprüchen der Gewinnung von 
oberflächennahen Bodenschätzen besonderes Gewicht beizumessen. 

B II 2.3.2 (G) Mit den Bodenschätzen ist möglichst nachhaltig und sparsam umzugehen. Es ist anzustreben, umweltunschäd- 
liche Ersatzrohstoffe — soweit geeignet und wirtschaftlich vertretbar — zu verwenden. 

B II 2.3.3 (Z) Der großräumige Abbau von Bodenschätzen soll geordnet und schwerpunktmäßig auf folgende Vorrang- und 
Vorbehaltsgebiete konzentriert werden. Deren Lage und Abgrenzung bestimmen sich nach Karte 2 „Siedlung und Ver- 
sorgung“, die Bestandteil des Regionalplans ist. 

B II 2.3.3.2 (Z) Vorraggebiete für sonstige Bodenschätzen 
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Landkreis Ostallgäu: 
Nr. 15 Gemeinde Pforzen, Hammerschmiede (Ton) 

B II 2.3.3.4 (Z) Vorbehaltsgebiete für sonstige Bodenschätze 

Landkreis Ostallgäu: 
Nr. 215 Gemeinde Pforzen, Hammerschmiede (Ton) 

BV 1.1 (G) Dem Erhalt und der weiteren Entwicklung der gewachsenen Siedlungsstruktur der Region ist entsprechend der 
Bedürfnisse von Bevölkerung und Wirtschaft Rechnung zu tragen. 

BV 1.2 (Z) In allen Gemeinden soll in der Regel eine organische Siedlungsentwicklung stattfinden. Eine über die organische 
Siedlungsentwicklung hinausgehende Entwicklung ist in der Regel in zentralen Orten und Siedlungsschwerpunkten zu- 
lässig. 

B V 1.3 (Z) Insbesondere soll einer unorganischen Ausweitung der Siedlungsgebiete in besonders exponierte Lagen wie Kup- 
pen und Oberhangteile von Höhenrücken vor allem im Süden und Westen der Region entgegengewirkt werden. 

(Z) Zur Eingrenzung des Flächenverbrauchs sollen insbesondere vorhandene Baulandreserven und leer stehende Ge- 
bäude genutzt sowie Nachverdichtungen in den Siedlungsgebieten vorgenommen werden. 

(G) Die Versiegelung von Freiflächen ist möglichst gering zu halten. 

(Z) Einer Zersiedelung der Landschaft soll entgegen gewirkt werden. Neubauflächen sollen möglichst in Anbindung 
an bestehende Siedlungseinheiten ausgewiesen werden. 

B V 1.5 (G) Innerörtliche Grünflächen wie Parkanlagen, Flussbegleitgrün und sonstige bedeutsame Grünstrukturen sind ins- 
besondere in den zentralen Orten sowie in den Kur- und Erholungsorten möglichst zu erhalten. 

BV 1.7 (Z) Die Städte und Dörfer sollen in allen Teilen der Region in ihrer Funktion, Struktur und Gestalt erhalten, — wo er- 
forderlich — erneuert und weiterentwickelt werden. Dabei soll auf gewachsene und landschaftstypische Dorfstrukturen 
und Ortsbilder besondere Rücksicht genommen werden. 

2.2. Flächennutzungsplan 

Die Gemeinde Pforzen verfügt über einen wirksamen Flächennutzungsplan. Im gegenständlichen Bebauungs- 
plan soll das Plangebiet als Dorfgebiet festgesetzt werden. Teils ist das Plangebiet darin bereits als gemischte 
Baufläche dargestellt. Im südlichen und östlichen Teil des Geltungsbereiches ist teils eine öffentliche Grünfläche 
dargestellt, teils Fläche für die Landwirtschaft. In diesem Bereich wird der Flächennutzungsplan im Parallelverfah- 
ren gemäß 88 Abs. 3 BauGB geändert. Damit entwickelt sich der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungs- 
plan. 
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Abbildung 2: Ausschnitt des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Pforzen, unmaßstäblich 
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3. Lage und Bestand 

3.1. Derzeitige Bebauung 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich verschiedene Gebäude. Sie sind in der Planzeich- 
nung mit Indexzahlen versehen. Im nachfolgenden sind die einzelnen Gebäude genauer beschrieben. 

N / / u je s N | 
NS _ | [ NS 225972 NS { | 

| 

  B INN I 

Abbildung 3: Geltungsbereich des gegenständlichen Bebauungsplanes mit Indexzahlen der Gebäude im Plangebiet 
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1. Ziegelring 2 

Derzeit befindet sich dort ein Gebäudekomplex, bestehend aus einem Wohnhaus mit vier oberirdischen 
Geschossen (II+1ID). Daran schließt sich ein L-förmiger Anbau an, der oberirdisch aus einem Geschoss 
sowie einem Dachraum (I+D) besteht. 

  

Abbildung 4: Ziegelring 2, derzeitiger Bestand 

Besagter Anbau wurde mit Datum vom 19.07.1960 als Bauvorhaben „Büro-Garagenneubau“ geneh- 
migt (Bauplan-Verzeichnis Nr. 544/60) 
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Abbildung 5: Ziegelring 2, am 19.07.1960 genehmigte, händisch ergänzte Planung, unmaßstäblich 

   

Büroneubau Anbau 

Bei der Genehmigung findet sich eine händisch ergänzte Planzeichnung. In der Planung vom 
14.11.1960 ist die heute bestehende Planung zu sehen. 
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2. Ziegelring 4 

Derzeit befindet sich dort ein eingeschossiges Garagengebäude. 

  

Abbildung 6: Ziegelring 4, derzeitiger Bestand 

Mit Datum vom 05.03.1968 wurde das Bauvorhaben „Errichtung einer Garage mit Ölraum“ geneh- 
migt (Bauantrag-Verzeichnis-Nr. 27/68). Dabei wurde bewilligt, eine PKW-Garage und einen Olraum 
(auf dem obenstehende Foto auf der rückwärtigen Gebäudeseite zu sehen) an das bestehende Gebäu- 
de anzubauen. 

  

  

    
      

    
Abbildung 7: Ziegelring 4, Genehmigung vom 03.05.1968 

i.d.F. vom 06.07.2020 Seite 17 von 45



Gemeinde Pforzen Landkreis Ostallgäu 
Bebauungsplan „Hammerschmiede“ 
  

3. Ziegelring 5 

Derzeitig befindet sich dort ein Haus mit drei Wohnungen. Es besteht aus einem Gebäude mit drei 
oberirdischen Stockwerken (II+D) mit einem südlich gelegenen, einstöckigen Anbau. 

  

Abbildung 8: Ziegelring 5, derzeitiger Bestand, Blick von Osten 

  

Abbildung 9: Ziegelring 5, derzeitiger Bestand, Blick von Südwesten 

Der südliche Anbau an das bestehende Bürogebäude wurde mit Datum vom 20.05.1939 genehmigt. 
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Abbildung 10: Ziegelring 5, am 20.05.1939 genehmigter Anbau, unmaßstäblich 
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4. Ziegelring 6 

Für das Gebäude mit der Hausnummer Ziegelring 6 existieren mehrere Genehmigungen: 
Mit Datum vom 20.09.1963 wurde das Bauvorhaben „Erweiterung des Waschraumes, des Bades und 
des Mannschaftsraumes” genehmigt. (Bauantrag-Verzeichnis-Nr. 990/63). 
Mit Datum vom 19.05.1964 wurde für das Bauvorhaben ‚Wiederaufbau eines Tunnelofenziegelwerkes” 

eine Teilbaugenehmigung für die Herstellung der Fundamente und der Entwässerungsanlage innerhalb 
des Gebäudes nach Maßgabe der Planunterlagen vom 15.04.1964 erteilt. (Bauplan-Verzeichnis-Nr. 
519/64, Aktenzeichen BVZ 519/64). 
Mit Datum vom 02.03.1967 wurde das Bauvorhaben „Errichtung eines Tunnelofenziegelwerkes” ge- 
nehmigt (Bauplan-Verzeichnis-Nr. 519/64). 
Mit Datum vom 07.05.1979 wurde das Bauvorhaben „Neubau eines Sumpfhauses” genehmigt. (Ak- 
tenzeichen 502-602 BVZ-Nr. N 83/79, Bauantrag-Verzeichnis-Nr.: N83/79). Dieses Gebäude hat mitt- 
lerweile die Hausnummer Bergwerkstraße 10, weiter Details siehe unten. 
Mit Datum vom 19.02.1988 wurde das Bauvorhaben „Neubau einer Umschlaghalle“ bewilligt (Bauan- 
trags-Verzeichnis-Nr. N 965/87, Geschäftszeichen 502-602-2-N 965/87). 
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Abbildung 11: Ziegelring 6, am 19.02.1988 genehmigter Neubau einer Umschlaghalle 

Der derzeitige Bestand entspricht immer noch weitgehend dem oben abgebildeten Plan. 

  

Abbildung 12: Ziegelring 6, Nordteil, Blick von Osten 
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Abbildung 14: Ziegelring 6, Südteil, Blick von Osten 

Von der Ansicht in der Planung von 1988 weicht der gegenständliche Bestand nur minimal ab, etwa in 
der Anzahl der LKW-Abladestellen im Mittelteil, des gläsernen Giebels oder einzelner Fenster im Südteil. 
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5. Kemptener Straße 45 

Für das Gebäude mit der Hausnummer 45 existieren mehrere Genehmigungen: 
Mit Datum vom 31.07.1913 wurde das Vorhaben „Plan zum Neubau des Elektrizitätswerkes Hammer- 
schmiede B/ Pforzen” genehmigt. (Bautenverzeichnis Nr. 173/13) 
Mit Datum vom 13.11.1917 wurde das Vorhaben „Erbauung eines Schleifraumes an das Sägewerk des 

H. Mart. Fleschhut Hammerschmiede Gemeinde Pforzen” genehmigt. (Bautenverzeichnis Nr. 28/1917) 
Im Oktober 1942 wurde das Vorhaben „Erneuerung des baufälligen Tankholzraumes” genehmigt. Das 
genaue Datum auf der Bauplanmappe ist unleserlich. (Bauplan-Verzeichnis-Nr. 195/42). 
Mit Datum vom 12.01.1953 wurde das Vorhaben ‚Verlängerung der Sägewerkshalle” genehmigt. (Bau- 
plan-Verzeichnis-Nr. 203/52) 
Mit Datum vom 17.04.1962 wurde das Bauvorhaben ‚Vervollständigung der vorhandenen Brandmau- 

er” genehmigt (Bauplan-Verzeichnis-Nr. 382/62). 
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Abbildung 16: Kemptener Straße 45, derzeitiger Bestand, Blick von Süden 
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Bereits in der Planung von 1913 sind in dem Gebäude Wohnräume vorgesehen. Derzeit befindet sich 
dort immer noch eine Wohnung. 

Mit Datum vom 12.01.1953 wurde das Bauvorhaben ‚Verlängerung der Sägewerkshalle” genehmigt. 
Der derzeitige Baukörper entspricht noch der damaligen Planung. 
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Abbildung 18: Kemptener Straße 45, derzeitiger Bestand, Blick von Westen 
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6. Kemptener Straße 46 

Derzeit befindet sich dort das Gebäude der gegenwärtig ungenutzten Landgaststätte Hammerschmiede. 
Es handelt sich um ein Gebäude mit zwei oberirdischen Geschossen (I+D). 

  
Abbildung 19: Kemptener Straße 46, derzeitiger Bestand, Blick von Süden 

Mit Datum vom 18.09.1980 wurde das Bauvorhaben „Neubau einer Gaststätte ‚Hammerschmiede‘” 

genehmigt (Bauantrag-Verzeichnis-Nr. N 852/80, Geschäftszeichen 502-602-2-N 852/80). Darin ist 
auch eine Wohnung im Obergeschoss enthalten. Das derzeit bestehende Gebäude stimmt mit der Pla- 
nung überein. 
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Abbildung 21: Kemptener Straße 46, am 18.09.1980 genehmigtes Vorhaben, Dachgeschoss, unmaßstäblich 
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Abbildung 22: Kemptener Straße 46, am 18.09.1980 genehmigtes Vorhaben, unmaßstäblich 
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7. Kemptener Straße 51 

Derzeit befindet sich dort ein Gebäude mit einer Wohnung. Es handelt sich um ein Gebäude mit zwei 
oberirdischen Stockwerken (I+D). 

  
Abbildung 23: Kemptener Straße 51, derzeitiger Bestand, Blick von Norden 

Bezüglich des Bauplanes liegt folgender Brief des Staatsarchives in Augsburg vor: 

i.d.R. vom 06.07.2020 

Stootserehs Augsdurg »Salcıman-isier-Ivane 2 -B615P Augusg 

Martin Fleschhut GmbH & Co. KG 
Ziegelring 2 
37666 Pforzen 

irre Nacnscnt vom Bitte Dei Antwort angeben Tmeion WG Irre Zeichen Venen Zeichen 
21.06.2012 StArchiv-A-5051.2-844/172 (0821) 59963 320 26.06.2012 

Pforzen, Bauplan Kemptener Straße 51, Flst. 2248, Ortsteil Hammerschmiede 
Anlagen): 
10 Kopien 

I Kostenrechnung 

Sehr geehrte Frau Hartmann, 

im Umschreibhefl zum Renovierten Grundsteuerkataster der Steuergemeinde Pforzen ist bei den 
Hausnummern 100 und 100 1/2 folgende Baumaßnahme auf der Plannummer 2248 vermerkt 
(RENTAMT KAUFBEUREN KATASTER S. 674 1/6): 

"[...] Erbauung eines Wohnhauses mit Werkstätte im 4. Vierteljahr 1937 [...]" 

Das dazugehörende Messungsverzeichnis 24/1945 ist hier überliefert (RENTAMT KAUFBEUREN, 
MESSUNGSVERZEICHNIS PFORZEN 24/1945: Vortrag 19). 

Den entsprechenden Bauplan konnten wir in der lückenhaften Überlieferung der BAU- 
GENEHMIGUNGSAKTEN DES BEZIRKSAMTES KAUFBEUREN nicht auffinden. 

Abbildung 24: Schreiben zum Bauplan Kemptener Straße 51 
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Auf nachfolgendem Lageplan eines Bauvorhabens des benachbarten Hauses Kemptener Straße 47 ist 
das Gebäude bereits als Büro und Werkstatt verzeichnet: 

bu gr 
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Abbildung 25: ee eines Bawvorhabens ‚der beriziehbarien Kemmpterer Straße 
47 aus dem Jahr 1951, unmaßstäblich 

8. Bergwerkstraße 1 

Derzeit befindet sich dort ein Wohnhaus mit einer Wohneinheit. Es handelt sich um ein Gebäude mit 

drei oberirdischen Geschossen (I+1ID) 

  
Abbildung 26: Bergwerkstraße 1, derzeitiger Bestand, Blick von Norden 
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Baupläne für das Gebäude liegen derzeit noch nicht vor. 

Bergwerkstraße 2 

Derzeit befindet sich dort ein überdachter Stellplatz. Er ist nach Süden geschlossen und von Norden be- 
fahrbar und wird von einem Pultdach bedeckt. 

  
Abbildung 28: Bergwerkstraße 4 (im Vordergrund) und 2 (im Hintergrund), derzeitiger Bestand, Blick von Westen 

Mit Datum vom 16.06.2009 wurde das Bauvorhaben „Neubau überdachter Stellplätze zur 

Vermietung“genehmigt. (Bauantrags-Verzeichnis-Nr. 7/2009, Aktenzeichen 402-20156/09). Der der- 
zeitige Bestand stimmt mit der Planung überein. 

Bergwerkstraße 4 

Der dortige Bestand ähnelt stark dem in der Bergwerkstraße 2 (s. obenstehende Fotos), ist allerdings et- 
was länger. Das dortige Bauvorhaben „Neubau überdachter Stellplätze zur Vermietung“ wurde wie das 
ähnliche Vorhaben in der Bergwerkstraße 2 mit Datum vom 16.06.2009 genehmigt (Bauantrags-Ver- 
zeichnis-Nr. 6/2009, Aktenzeichen 402-20157/09). 
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11. Bergwerkstraße 10 

  
Abbildung 29: Bergwerkstraße 10, derzeitiger Bestand, Blick von Süden 

  
Abbildung 30: Bergwerkstraße 10, derzeitiger Bestand, Blick von Westen 

Mit Datum vom 07.05.1979 wurde das Bauvorhaben „Neubau eines Sumpfhauses” genehmigt (Akten- 
zeichen 502-602 BVZ-Nr. N 83/79, Bauantrag-Verzeichnis-Nr.: N83/79). Das derzeit bestehende Ge- 
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bäude entspricht in seinem Ausmaß noch weitestgehend dem damals genehmigten Verfahren. (Im 
Grundriss der damaligen Planung scheint der Nordpfeil irrtümlich eingetragen zu sein. (s. untenstehen- 
de Abbildungen)) 
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Abbildung 31: Bergwerkstraße 10, am 07.05.1979 genehmigter Plan, Grundriss 

SUDANSICHT 

  

Abbildung 32: Abbildung 35: Bergwerkstraße 10, am 07.05.1979 genehmigter Plan, Südansicht 

WESTANSICHT 

    

  

  

  

Abbildung 33: Abbildung 35: Bergwerkstraße 10, am 07.05.1979 genehmigter Plan, Westansicht 
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Mit Datum vom 19.12.1990 existiert eine Planung für das Bauvorhaben „Nutzungsänderung des ehe- 
maligen Sumpfhauses der Ziegelei Hammerschmiede in eine Badmintonanlage, mit 6 Feldern, Bistro, 
Umkleide und Sauna”. Die Gebäudeausmaße änderten sich dadurch nicht. Diese Planung wurde reali- 
siert, derzeit liegt dafür aber keine Baugenehmigung vor. Es existiert ein Vorbescheid mit Datum vom 
17.01.1991. 
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Abbildung 34: Bergwerkstraße 10, Planung für Nutzungsänderung des Sumpfhauses in eine Badmintonanlage 
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Mit Datum vom 05.11.2007 wurde das Bauvorhaben „Nutzungsänderung: Erweiterung der Badminton- 
Halle um einen Dartraum” genehmigt (Bauantrags-Verzeichnis-Nr. 08/07, Aktenzeichen 402- 
20365/07). Dafür war kein Anbau nötig, der Dartraum wird in dem bestehenden Baukörper realisiert. 
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Abbildung 35: Bergwerkstraße 10, am 05.11.2007 genehmigte Errichtung eines Dartraum 

3.2. Natürliche Grundlagen 

Das Plangebiet ist geprägt von der vorhandenen Bebauung. Die Grundstücke im Plangebiet sind bebaut mit 
Wohnhäusern, Gewerbegebäuden und einer ehemaligen Gaststätte. Hinzu kommen zwei überdachte Stell- 
plätze für Fahrzeuge im Südwesten des Plangebietes. Größtes Gebäude im Plangebiet ist die Anlage des 
ehemaligen Ziegelwerkes (Hausnummern Ziegelring 6 und Bergwerkstraße 10). Dessen östlich und südlich 
angrenzender Vorplatz ist großflächig versiegelt. Nördlich der Haupthalle des Hauses mit der Hausnummer 
Ziegelring 6 liegt eine Brachfläche, die früher bebaut war. 
Auch das Umfeld der ehemaligen Gastwirtschaft (Hausnummer Kemptener Straße 46) sowie die Fläche nörd- 
lich der überdachten Stellplätze (Hausnummer Bergwergstraße 2 und 4) sind versiegelt. Dasselbe gilt für eine 
größere Fläche im östlichen Teil des Plangebietes zwischen den Wohnhäusern mit den Hausnummern Kemp- 
tener Straße 45, 47 und 51. 

Das Umland der Wohngebäude im Plangebiete ist überwiegend begrünt mit Rasenflächen, Sträuchern und 
Baumbestand. Besonders viele Bäume finden sich nahe der Wertach, an der Straße Ziegelring, auf der rück- 
wärtigen Seite der ehemaligen Gaststätte und nordwestlich des Gewerbegebäudes des ehemaligen Ziegelei- 
werks. 

Bodenverhältnisse: 
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Im Plangebiet finden sich laut der Übersichtsbodenkarte, Maßstab 1:25.000, des Umweltatlas Bayern die fol- 

genden Bodentypen: 

° Fast ausschließlich Pseudogley-Braunerde aus Kryolehm bis -schluffton (Lösslehm mit sandiger Beimen- 
gung unterschiedlicher Herkunft) 

° _ Bodenkomplex: Gleye und andere grundwasserbeeinflusste Böden aus (skelettführendem) Schluff bis 
Lehm, selten aus Ton (Talsediment) 

° Fast ausschließlich Gley und Braunerde-Gley aus Lehmsand bis Lehm (Talsediment); im Untergrund car- 
bonathaltig 

° Fast ausschließlich Kalkpaternia aus Carbonatfeinsand bis -schluff über Carbonatsand bis -kies (Auen- 
sediment) 

Laut Bodenschätzungsübersichtskarte, Maßstab 1:25.000, des Umweltatlas Bayern finden sich im südlichen 

Teil des Plangebietes lehmige Böden schlechter Zustandsstufe mit guten Wasserverhältnissen. Zwischen Bun- 
desstraße und Wertach finden sich lehmige Sande guter Zustandsstufe mit guten Wasserverhältnissen. Der 
Rest des Plangebietes liegt laut der Bodenschätzungsübersichtskarte im Waldgebiet des Wiedenholzes. 

3.3. Voraussichtliche Auswirkungen 

Die bisherige Bebauung wird durch die gegenständliche Bebauung in ihrem Bestand gesichert. Durch die 
Festsetzung der Baugrenzen wird zudem eine verträgliche Nachverdichtung ermöglicht. So wird etwa die pla- 
nungsrechtliche Voraussetzung für den Neubau einzelner Wohngebäude geschaffen. Auch für die Neusied- 
lung von Gewerbe lassen die festgesetzten Baugrenzen Raum, vor allem im Norden und Westen des Plange- 
bietes. 

Durch diese Festsetzungen soll zum einen eine geordnete Entwicklung und Nachnutzung ermöglicht werden. 
Durch die grünordnerischen Festsetzungen, vor allem im Nordwesten des Plangebietes sowie in der Nähe der 
Wertach, wird der Nähe zum landschaftlichen Vorbehaltsgebiet Nr. 3 ‚Wertachtal nördlich und Hangbereiche 

westlich Kaufbeuren“ Rechnung getragen. 

Auch die Einfügung ins Landschaftsbild wird durch die Eingrünungsmaßnahmen verbessert. Durch die Pla- 
nung wird der Versiegelungsgrad zwar zunehmen, dafür werden keine weiteren, wertvollen landwirtschaftli- 
chen Flächen in Anspruch genommen. 

Aufgrund der Nähe zum westlich angrenzenden FFH-Gebiet wurde eine FFH-Verträglichkeitsabschätzung er- 
stellt. Sie kommt zu folgenden Ergebnis: Eine erhebliche Beeinträchtigung von Lebensraumtypen oder An- 
hang-Arten durch den Bebauungsplan kann sicher ausgeschlossen werden; im weiteren Verfahrensverlauf 
kann auf eine FFH-Verträglichkeitsprüfung verzichtet werden. 

3.4. Denkmalschutz 

Es befinden sich im Plangebiet oder dessen näherer Umgebung keine Denkmäler. Ein Auftreten von unbekann- 
ten Bodendenkmalen wird nicht erwartet. Sollten doch Funde auftreten ist gemäß Art. 8 Abs. 1 - 2 DSchG (siehe 
Satzung unter „Hinweise“”) zu verfahren. 

4. Planung 

4.1. Erschließung 

4.1.1. Verkehr 

Das Plangebiet und der Ortsteil Hammerschmiede wird über die zwischen Pforzen und Kaufbeuren verlaufende 
Bundesstraße B 16 erschlossen. Im Norden führt die B 16 zur Autobahn A 96 und damit zum überregionalen 
Verkehrsnetz. Innerhalb des Plangebietes erfolgt die Erschließung über die Planstraßen. 

4.1.2. Kanal - Entwässerung 

Die Anbindung erfolgt an das Ortsnetz. 
Bei der Behandlung des Oberflächenwassers soll der Versickerung der Vorzug gegeben werden (s. auch Punkt 
7.2 „Wasserwirtschaft“). 

4.2. Bauliche Nutzung und Gestaltung 

Das Plangebiet wird als Mischgebiet gemäß 8 6 BauNVO festgesetzt. Die überbaubare Fläche wird durch Bau- 
grenzen und Baulinien definiert. Für Nebenanlagen, Carports u. dgl. wird teilweise auch eine Begrenzung nach 
dem Planzeichen Nr. 15.3 der Planzeichenverordnung (PlanZV) gewählt. Garagen und Stellplätze dürfen auch 
außerhalb der Baugrenzen, Baulinien und Bereiche des Planzeichen 15.3 errichtet werden. Die Baugrenze darf 
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für Dachüberstände, Kellerlichtschächte, Treppenabgänge, Vordächer u. dgl. Vorbauten bis zu 1,50 m über- 
schritten werden. Die Regelung des & 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf angewendet werden. Demnach darf die 
zulässige Grundfläche durch die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen und ihren Zufahrten, Nebenanla- 
gen im Sinne des & 14 BauNV und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Bau- 
grundstück lediglich unterbaut wird, bis zu 50 vom Hundert überschritten werden. 

Für die Gebäude sind Satteldächer bzw. Pultdächer vorgeschrieben. Die Festsetzungen finden sich als Einschrieb 
in der Planzeichnung. Die Festsetzungen entsprechen den aktuellen Gegebenheiten oder richten sich bei neuen 
Bauplätzen nach umliegenden Gebäuden. 

Für die Wand- und Firsthöhe der Gebäude wurde als Bezugshöhe die Oberkante Rohfußboden (OK RFF) festge- 
legt. OK RFB darf maximal 0,40 m über dem natürlichen Gelände liegen. Als natürliches Gelände gilt der 
Durchschnitt der natürlichen Geländehöhen, gemessen an den Eckpunkten des Gebäudes. In der Satzung unter 
8 8 Ziffer 1 und mit den Einschrieben in der Bebauungsplanzeichnung werden gestalterische Maßgaben für die 
Gebäude festgesetzt, die die Wahrung des bisherigen Ortsbildes und das Einfügen neuer Vorhaben in die Um- 
gebungsbebauung sicherstellen sollen. 

Garagen und Stellplätze: 
Vor den Garagen ist zur Straße ein Abstand von mindestens 5,5 m einzuhalten. 
Die rechtliche Grundlage für die Festsetzungen der Gestaltung im Bebauungsplan leitet sich ab aus Artikel 81 
BayBO in Verbindung mit & 9 Abs. 4 BauGB. 
Ziel der Abstandsfestlegung ist, den Straßenraum frei von Fahrzeugen zu halten, während die Garage zur Ein- 
fahrt geöffnet wird. 

5. Grünordnung 

5.1. Natürliche Grundlagen 

Das Plangebiet ist bisher bereits im Bestand bebaut. Die bisher im Plangebiet liegenden Grünflächen bleiben 
durch die gegenständliche Planung weitgehend unberührt. 

5.2. Begründung der grünordnerischen Festsetzungen 

Die Festsetzungen in den privaten Grundstücken sollen zur Einbindung in die Umgebung beitragen. Die flächige 
Versickerung über nicht versiegelte Bereiche und die belebte Bodenzone unterstützen die Grundwasserneubil- 
dung. Im Nordenwesten des Plangebietes soll eine Ortsrandeingrünung die Einbindung in die Landschaft ge- 
währleisten. 

5.3. Private Grünflächen des MI-Gebietes 

Die nicht überbauten privaten Grundstücksflächen sind als Grünflächen anzulegen und mit standortgerechten 
Bäumen, Sträuchern und Stauden zu bepflanzen und gärtnerisch anzulegen. Der dem Straßenraum der Planstra- 
Be zugewandte Bereich ist als halböffentlicher Bereich möglichst entlang der Hinterkante Straße ohne Einzäu- 
nung offen zu gestalten. 

5.4. Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 

Es werden 2637 m? Ausgleichsfläche benötigt Diese werden auf einer 1812 m? großen, 12,5 m breiten Fläche 
im Norden des Plangebietes sowie auf einer 869 m? großen, 10 m breiten Fläche im Süden des Plangebietes 
realisiert. Dort soll eine dreireihige Heckenstruktur angelegt werden. Es sind Pflanzraster für die Strauchpflanzun- 
gen von 1,5 x 1,5 m, versetzt auf Lücke, einzuhalten. Die Hecke ist durch Anpflanzung von Bäumen zu ergän- 

zen. Allerdings sind von den Baumstandorten 4 m Abstand zur benachbarten landwirtschaftlichen Fläche einzu- 
halten. 
Nähere Hinweise zur Eingriffsermittlung und Ausgleichsflächenberechnung, s. Umweltbericht, Punkt 4.2. 

6. Immissionsschutz, Umweltgestaltung 

6.1. Immissionsschutz 

Für den Schallschutz in der städtebaulichen Planung wird die DIN 18005 mit dem zugehörigen Beiblatt 1 
nach Maßgabe der Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des Inneren vom 3.8.1988 zur An- 
wendung empfohlen. 

In der Schalltechnischen Untersuchung des Büros em plan, Projekt-Nr. 2019 1216, Bearbeitungsstand 
04/2019 heißt es: 
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„Das Bebauungsplangebiet befindet sich einerseits im Einwirkungsbereich der Geräusche aus der Bl6, ande- 
rerseits sind eine Reihe von Gewerbenutzungen vorhanden, die im Wesentlichen durch Vermietung von Flä- 
chen an unterschiedliche Betriebe gegeben sind. Wie in allen Gewerbeparks sind Nutzungsänderungen bzw. 
Mieterwechsel nicht auszuschließen. 

Die Berechnungen der Lärmimmissionen zeigen jedoch, dass die Immissionsrichtwerte der TA Lärm am Tag 
sehr deutlich unterschritten werden, so dass grundsätzlich nicht zu besorgen ist, dass es durch eine Nutzungs- 
änderung zu Überschreitungen der Richtwerte der IA Lärm kommen könnte. 

Nachts arbeitet lediglich das Wasserkraftwerk, das die Immissionsrichtwerte jedoch ebenfalls deutlich einhäflt. 

Für den Fall einer derzeit nicht gegebenen zusätzlichen Nachtnutzung ist jeweils ein Einzelnachweis erforder- 
lich, da derartige Nutzungen nicht ausgeschlossener Weise im Lauf der Zeit kumulieren können und letztlich 
zu einer Überschreitung des Nachtrichtwerts führen können. Entsprechend ist mit dem Bauantrag bzw. der 
Nutzungsönderung ein Nachweis beizubringen, dass die Anforderungen der TA Lärm eingehalten sind, und 
dies unter Berücksichtigung aller Nachtnutzungen, die zwischenzeitlich genehmigt wurden. 

Überschreitungen der städtebaulichen Orientierungswerte aus Verkehrslärm treten nur an zwei Bestandsge- 
bäuden auf. Diese genießen zunächst Bestandsschutz, d. h. aus der Aufstellung des Bebauungsplans er- 
wächst nach unserer Kenntnis keine Verpflichtung zur Nachrüstung baulicher Schallschutzmaßnahmen. Wird 
hingegen ein neuer Bauantrag gestellt, der zum Gegenstand hat, neue schutzbedürftige Nutzungen zu schaf- 
fen, gelten dieselben Regeln wie für einen Neubau, d. h. es wird ein Schallschutznachweis nach DIN 4109 
erforderlich, wenn nicht offenkundig ist, dass die städtebaulichen Orientierungswerte eingehalten sind.” 

6.2. Abfallvermeidung, Abfallverwertung, Abfallentsorgung 

Die Entsorgung der in seinem Gebiet anfallenden Abfälle obliegt dem Landkreis Ostallgäu. 

1. Alle Grundstücke, auf denen regelmäßig Abfälle anfallen, sind an die öffentliche Abfallentsorgung an- 
zuschließen. Hierfür sind auf den Grundstücken geeignete Einrichtungen zur Aufstellung der erforderli- 
chen Abfallsammelbehälter zu schaffen. 

2. Die Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass eine ordnungsgemäße Entsorgung der Haus-, Sperr- und 
Gewerbeabfälle im Rahmen der Einsammlungs- und Beförderungspflicht des Landkreises möglich ist. 
Unter Einhaltung geltenden Bestimmungen, insbesondere der einschlägigen Unfallverhütungsvorschrif- 
ten, müssen die Grundstücke durch die Abfalltransportfahrzeuge in Vorwärtsrichtung uneingeschränkt 
angefahren werden können. 

3. In der Gemeinde Pforzen steht ein Wertstoffhof zur Verfügung. An diesem können gebrauchte Ver- 
kaufsverpackungen entsprechend den geltenden Annahmekriterien angeliefert werden. 

6.3. Altlasten / Bodenschutz 

Altlasten: 
Der vorliegende Bebauungsplan „Hammerschmiede” wurde in Bezug auf Altlasten und Altablagerungen über- 
prüft. Nach den bei der Unteren Bodenschutzbehörde vorliegenden Unterlagen befinden sich im Geltungsbe- 
reich des Planes keine altlastverdächtigen Ablagerungen. 

Schutzgut Boden: 
Die Versiegelung des Bodens ist gering zu halten. Schadstoffbelasteter Boden und Aushub, der bei Bauarbeiten 
anfällt, ist entsprechend der abfall- und bodenschutzrechtlichen Vorschriften ordnungsgemäß und schadlos zu 
entsorgen. Hierüber sind Nachweise zu führen und dem Landratsamt auf Verlangen vorzulegen. 

6.4. Regenerative Energie 

Die Gemeinde wird Formen der regenerativen Energie befürworten und unterstützen. Dies gilt für eine Solaran- 
lage auf dem Dach oder auch an der Fassade, für Blockheizkraftwerke und für Geothermie. Für die entspre- 
chenden Nutzformen wurde ausreichend Gestaltungsraum innerhalb der Festlegungen der Satzung gewährt. 

7. Technische Infrastruktur 

7.1. Straßen   

Die privaten Verkehrsflächen sind soweit möglich mit wassergebundener Decke auszuführen. 

7.2. Wasserwirtschaft 

Die anfallenden häuslichen Abwässer sind an die Kanalisation und an die Kläranlage anzuschließen. 

Die Wasserversorgung ist durch Anschluss an die gemeindliche zentrale Wasserversorgung gesichert. 
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Das Oberflächenwasser soll grundsätzlich an Ort und Stelle — soweit grundwasserunschädlich — über die belebte 
Oberbodenzone zur Versickerung gebracht werden, soweit es die Bodenverhältnisse zulassen. 

Das Wasserwirtschaftsamt Kempten teilte mit E-Mail vom 25.05.2018 zum Verfahren wie folgt mit: 

„Nach wasserwirtschaftlichen Grundsätzen soll die Niederschlagswasserbeseitigung vorzugsweise durch Versickerung er- 
folgen und damit zur Grundwasserneubildung beitragen. Hierbei sind das DWA Merkblatt M 153 „Handlungsempfehlun- 
gen zum Umgang mit Regenwasser” , das DWA Arbeitsblatt A 138 „Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versicke- 

rung von Niederschlagswasser” , die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung NWFreiV sowie die dazugehörigen 
Technischen Regeln TRENGW zu beachten. 

L..] 
Außerdem wird darauf hingewiesen, dass insbesondere für den nördlichen Bereich des Plangebietes eine Gefährdung 
durch wild abfließendes Wasser nicht ausgeschlossen werden kann.” 

Im Plangebiet liegen verschiedene Wasserläufe. Es handelt sich dabei um einen Nebenarm der Wertach, der 

durch das ehemalige Elektrizitätswerk Hammerschmiede (Hausnummer Kemptener Straße 45) verläuft, und um 
den Bach Riedgraben, der im Plangebiet ein kurzes Stück oberirdisch verläuft, dann allerdings unterirdisch ver- 
rohrt zu o. g. Nebenarm der Wertach geleitet wird. Der Bereich der unterirdischen Verrohrung ist mit Geh-, 
Fahrt- und Leitungsrechten versehen. Die genaue Lage der unterirdischen Verrohrung ist derzeit noch unbekannt. 

Die Untere Wasserrechtsbehörde des Landratsamtes Ostallgäu teilte mit Schreiben vom 09.05.2018 wie folgt 
zum Verfahren mit: 

„Teile des Gebietes liegen im Retentionsraum der Wertach. Die Fläche des HQ 100 Überschwemmungsgebietes ist in der 

Planzeichnung bereits dargestellt. Anlagen in Gewässern oder in weniger als 60 Meter Entfernung von einem Gewässer 
bedürfen in der Regel der Genehmigung nach$ 36 WHG i.Vm. Art. 20 BayWG:, wenn nicht bereits eine Baugenehmi- 
gung oder eine Genehmigung nach$ 78 Abs. 3 Satz 1 WHG notwendig ist. 
Besondere Anforderungen an die Lagerung und den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (Heizöl z.B.) in Über- 
schwemmungsgebieten ergeben sich aus der Anlagenverordnung AwSV.” 

7.3. Stromversorgung / Telekommunikation 

Die LEW Verteilnetz GmbH und die Deutsche Telekom wurden am Vorhaben beteiligt. 

Die LEW teilte mit Schreiben vom 07.05.2018 zum Verfahren wie folgt mit: 

„Unsererseits bestehen gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes keine Einwände, sofern der Bestand unserer Betriebs- 
mittel zur Aufrechterhaltung der Stromversorgung gewährleistet bleibt und die nachstehenden Punkte berücksichtigt wer- 
den: 
Bestehende 20-kV.Leitungen und Transformatorenstation 
Innerhalb des Geltungsbereiches verlaufen 20-kV.Leitungen (ausgeführt als Kabel- und Freileitungen) unserer Gesell- 
schaft zur elektrischen Versorgung des Hammerschmiede und zur Verbindung der Gemeinde Pforzen mit dem Umspann- 
werk Leinau. Diese sind im beiliegenden Mittelspannungsplan M=1:800 dargestellt. Der Schutzbereich der Kabelleitun- 
gen beträgt 0,50 m beiderseits der Trassen, der pauschale Schutzbereich der Freileitungen jeweils 6 m beiderseits der 
Leitungsmittelachse. 
Außerdem befindet sich auf dem Grundstück mit der Flurnummer 2249/0 der Gemarkung Pforzen unsere Transformato- 
renstation 730A zur Niederspannungsversorgung des Ortsteils Hammerschmiede. Diese Anlagen sind im Geltungsbe- 
reich mit Grunddienstbarkeiten gesichert und für die weitere Aufrechterhaltung der Stromversorgung zu erhalten. In den 
Grunddienstbarkeiten sind auch Überbauungen und Pflanzungen in Leitungsnähe geregelt. Bei jeder Annäherung an un- 
sere Versorgungsleitung sind wegen der damit verbundenen Lebensgefahr die Unfallverhütungsvorschriften für elektrische 
Anlagen und Betriebsmittel DGUV Vorschrift 3 (BGV A3) der Berufsgenossenschaft Energie Textil Elektro Medienerzeug- 
nisse einzuhalten. 
Da es bei einer Beschädigung der Leitungen außerdem zu umfangreichen Unterbrechungen der Stromversorgung kom- 
men kann, sind vor der Aufnahme von Auspflockungs-, Grab- und Baggerarbeiten im Planungsbereich die aktuellen Ka- 
belpläne bei unserer Betriebsstelle Biessenhofen 

Ebenhofener Straße 36 
87640 Biessenhofen 
Tel. 0834 1/9527 -55 

zu beschaffen. Eine detaillierte Kabelauskunft kann auch online unter https://geoportal.lvn.de/apak/ 
abgerufen werden. 
Innerhalb des Schutzbereiches der Freileitungen müssen die einschlägigen Vorschriften der DIN EN 50423 (vormals VDE- 
Vorschrift 0210) beachtet werden; insbesondere ist nach DIN VDE 0105 bei Arbeiten in Spannungsnähe immer ein 
Schutzabstand von mindestens 3,00 m zu den unter Spannung stehenden Lleiterseilen einzuhalten. 
Sämtliche Baumaschinen, Werkzeuge, Baumaterialien, Geräte und Gerüste, die im Rahmen der Baumaßnahme inner- 

halb des Schutzbereiches der Freileitungen zum Finsatz kommen, sind so zu betreiben bzw. zu errichten, dass eine Annä- 

herung von weniger als 3 m an die leiterseile in jedem Fall ausgeschlossen ist. Dabei ist zu beachten, dass die Seile bei 
hohen Temperaturen weiter durchhängen bzw. bei Wind erheblich ausschwingen können. Jede auch nur kurzfristige Un- 
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terschreitung des Schutzabstandes ist für die am Bau Beschäftigten lebensgefährlich. Sollte eine zeitlich beschränkte elek- 
trische Abschaltung einer betroffenen leitung erforderlich sein, wenden Sie sich bitte rechtzeitig an die oben genannte 
Betriebsstelle. Gleiches gilt für bauliche Maßnahmen (Um-/Tieferlegung) an unseren Kabelleitungen. 
Bestehende 1-kV-Leitungen 
Außerdem befinden sich im Geltungsbereich 1-kV-Leitungen (ausgeführt als Kabel- und Freileitungen) für die Ortsnetzver- 
teilung und die Straßenbeleuchtung. Die Trassen sind in den beiliegenden Ortsnetzund Straßenbeleuchtungsplänen 
M=1:2000 dargestellt. Der Schutzbereich der Kabelleitungen beträgt 1,00 m beiderseits der Trassen. Bei jeder Annähe- 
rung an unsere Versorgungsleitung sind wegen der damit verbundenen Lebensgefahr die Unfallverhütungsvorschriften für 
elektrische Anlagen und Betriebsmittel DGUV Vorschrift 3 (BGV AS) der Berufsgenossenschaft Energie Textil Elektro Medi- 
enerzeugnisse einzuhalten. Alle zum Finsatz kommenden Arbeitsgeräte, Maschinen und Fahrzeuge müssen so betrieben 
werden, dass eine Annäherung von weniger als 1,00 m an die Leiterseile der 1-kV-Freileitungen bzw. ein Unterschreiten 
des Schutzbereiches der Kabelleitungen in jedem Fall ausgeschlossen ist. Jede auch nur kurzfristige Unterschreitung des 
Schutzabstandes ist für die am Bau Beschäftigten lebensgefährlich. 
Elektrifizierungskonzept 
Die Stromversorgung eventuell geplanter Neubauten ist nach Erweiterung des Kabelnetzes gesichert. Hierzu ist die Verle- 
gung eines neuen Stromkreiskabels auf öffentlichem Grund entlang der Zufahrtsstraßen notwendig. Die Gebäude wer- 
den wir über Erdkabel anschließen. 
Erweiterung der Straßenbeleuchtung und Telekommunikationsanlagen 
Im Zuge von Arbeiten an den Verkehrsflächen können die Straßenbeleuchtungs- sowie die Telekommunikationsanlagen 
(Kabel und Rohre) wirtschaftlich erstellt bzw. verlegt werden. Wir bitten Sie deshalb, rechtzeitig vor einem Straßenausbau 
entsprechende Angebote anzufordern. 
Allgemeines zur Kabelverlegung 
Vor Beginn von Bautätigkeiten oder Pflanzungen im Näherungsbereich unserer Anlagen bitten wir um Anberaumung ei- 
nes Spartengesprächs, um auftretende Konflikte mit den jeweiligen Leistungstrassen frühzeitig erkennen zu können. Unter 
der Voraussetzung, dass die angeführten Punkte berücksichtigt werden, sind wir mit der 
Aufstellung des Bebauungsplanes einverstanden.” 

7.4. Brandschutz 

Die zum Brandschutz erforderlichen Maßnahmen wie ausreichender Wasserdruck, Hydranten, Zufahrten u. dgl. 

sind in Abstimmung mit dem Kreisbrandrat des Landkreises Ostallgäu zu veranlassen. Es wird auf das Merkblatt 
der Kreisbrandinspektion verwiesen, siehe Anlage 1. 

8. Bodenordnende Maßnahmen 

Es sind keine besonderen bodenordnenden Maßnahmen vorgesehen. 

9. Kartengrundlage 

Es wurde die vom Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung zur Verfügung gestellte amtliche digitale 
Flurkarte verwendet. 
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Anlage 1 

Merkblatt zur Bauleitplanung der Kreisbrandinspektion Ostallgäu 

Bei der Aufstellung von Flächennutzungs- und Bebauungsplänen, ist darauf zu achten, dass folgende Vorschriften und Be- 
stimmungen eingehalten und in die Planzeichnung, die Satzung bzw. die Hinweise entsprechend aufgenommen werden. 

A 

>
»
 

Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken - DIN 14090 
Zufahrten müssen für Fahrzeuge bis 16 Tonnen (für 10 t Achsenlast) ausgelegt sein, unmittelbar von der 
öffentlichen Verkehrsfläche aus erreichbar sein. Nutzbare Breite mind. 3 m, nutzbare Höhe 3,50 m. 
Hierbei ist auf die Grünordnungsplanung zu achten und Großbäume sind so zu platzieren, dass das 
Lichtraumprofil auch nach längerer Wachstumszeit nicht eingeschränkt wird. 
Gradlinig geführte Zufahrten können auch als befestigte Fahrspuren von je 1,10 m Breite ausgeführt 
werden. 
Vor und nach Kurven muss die Fahrbahnbreite jeweils auf 5 m erweitert werden, dies in der Kurve selbst 
und je 11 m davor und danach. Kurvenradien dürfen nicht kleiner als 10,5 m sein. 
Aufstellflächen sind so anzuordnen, dass alle zum Reiten von Personen notwendigen Fenster vom Hub- 
rettungssatz (Drehleiter) erreicht werden können. Dies ist in der Regel gewährleistet, wenn im Abstand 
von 3 m bis 9 m von der Gebäudefront (je nach Gebäudehöhe) ein befestigter Aufstellstreifen von 
mind. 3,50 m und daran anschließend ein Geländestreifen von 2 m ohne feste Hindernisse angeordnet 
wird. Die Zufahrten zu den Aufstellflächen müssen den Forderungen gemäß Satz 1, 2 und 3 entspre- 
chen. 
Bewegungsflächen sind Bereiche in denen sich Einsatzfahrzeuge und Mannshaften im Einsatz aufstellen 
und bewegen können. Diese sollen außerhalb des Trümmerbereichs liegen, jedoch möglichst Nähe am 
Schutzobjekt und den Wasserentnahmestellen. Für jedes im Alarmplan vorgesehene Fahrzeug ist eine 
Bewegungsfläche von mind. 7 x 12 m erforderlich. 
Alle Flächen für die Feuerwehr sind entsprechend durch Beschilderung zu kennzeichnen. 

Öffentliche Verkehrsflächen 
Öffentliche Verkehrsflächen müssen, wenn sie der Anfahrt für Feuerwehrfahrzeuge dienen, befestigt für 
ein Gesamtgewicht von 16 t (10 t Achslast) sein, Lichtraumprofil von mind. 3 m Breite und 3,5 m Höhe 
aufweisen und den Anforderungen des Abschnittes 1 sinngemäß entsprechend. 
Bei schmalen Zufahrtswegen (unter 6 m Breite) sind in Abständen von ca. 50 m Ausweichstellen anzu- 
ordnen. Das Parken von Fahrzeugen ist an diesen Stellen durch entsprechende Beschilderung zu verhin- 
dern. 
Stichstraßen müssen am Ende eine Wendefläche für mind. 18 m Wendekreis erhalten. 
Sind Schutzobjekte mehr als 50 m von öffentlichen Verkehrsflächen entfernt, so ist eine eigene Feuer- 
wehrzufahrt erforderlich. 
Bei der Planung „verkehrsberuhigter Straßen”, die auch der Zufahrt für Einsatz - und Rettungsfahrzeu- 

gendienen, sind die Forderungen der Abschnitte 1 und 2 ebenfalls zu berücksichtigen. Eine Ausstattung 
mit Fahrbahnschwellen o. a. „Geschwindigkeitsbremsen“ ist auch im Hinblick auf Krankentransporte zu 

vermeiden. 

Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung nach Arbeitsblatt W 405 DK 
628,1: 614 des DVGW 
Der Löschwasserbedarf ist zu ermitteln. Er liegt in den meisten Gebieten (WR Reines Wohngebiet, WA 
Allgemeines Wohngebiet, WB besonderes Wohngebiet, MD Dorfgebiet, MI Mischgebiet und GE Ge- 
werbegebiet) bei feuerhemmender Bauweise, nicht mehr als 3 Vollgeschossen und einer GFZ von bis zu 
0,6 bei 50 bis 50 cbm/h. mehr als 3 Vollgeschosse und GFZ bis 1,2 erfordern einen Löschwasserbe- 
darf von 90 bis 190 cbm/h. diese Mengen können auch für Kern- und Gewerbegebiete angenommen 
werden. 
Das öffentliche Trinkwassernetz ist entsprechend zu dimensionieren und Entnahmestellen in Form von 
Hydranten sind in ausreichender Zahl in der Regel in Abständen von nicht mehr als 100 m, anzuord- 
nen. Die Ausführung der Hydranten soll in „Überflurform” erfolgen, das Trinkwassernetz in Form einer 

Ringleitung. Die Lage von Hydranten (vorhandene und neu zu erstellende) ist in die Planzeichnung und 
die Hinweise aufzunehmen. 
Für die Abdeckung des max. Löschwasserbedarfs können Hydranten im Umkreis von 300 m herangezo- 
gen werden. 
Für besonders brandgefährdete Schutzobjekte ist der Löschwasserbedarf individuell zu ermitteln. Er kann 
durch die öffentliche und zusätzliche private Bereitstellung (z. B. Zisterne) sichergestellt werden. 
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Bereitstellung von Löschwasser durch andere Maßnahmen 
Wenn Trinkwasser zur Deckung des Löschwasserbedarfs nicht ausreicht und keine unerschöpflichen 
Wasserquellen zur Verfügung stehen, können ersatzweise eventuell auch Löschwasserteiche oder Brun- 
nen, Behälter (Zisternen), Zierteiche und Schwimmbecken herangezogen werden. Eine ganzjährige 
Nutzbarkeit ist allerdings nachzuweisen. Für die Bemessung gilt das DVGW - Arbeitsblatt W 311 „Bau 
von Wasserbehältern“. 
Wenn von „anderen Maßnahmen” Gebrauch gemacht werden soll, ist die Lage und Größe in die Plan- 

zeichnung und die Hinweise aufzunehmen. 
Mit besonderem Objektschutz zusammenhängende Fragen bedürfen der Abstimmung mit dem WVU bei 
Entnahme aus dem öffentlichen Netz bzw. mit der Kreisbrandinspektion. 

Bebauung 
Im Zuge des vorbeugenden und abwehrenden Brandschutzes sind die Bestimmungen des Art. 12 Bay- 
BO und alle weiteren Artikel zu beachten. 
Die Unterschreitung der in Art. 6 BayBO vorgeschriebenen Abstandsflächen und deren Festschreibung 
in der Bauleitplanung ist nur in begründeten Ausnahmefällen und unter Einsatz besonderer Brand- 
schutzmaßnahmen vertretbar. 
Alle einschlägigen Vorschriften, die den Brandschutz betreffen und in BayBO der GaV (Garagenverord- 
nung), GastBauV (Gaststättenbauverordnung), WaV (Warenhausverordnung) und VStättV (Versamm- 
lungsstättenverordnung) festgelegt sind, sind möglichst schon in der Bauleitplanung zu berücksichtigen 
und einzuarbeiten. Ggf. sind auch die besonderen Bestimmungen für Hochhäuser in der Bauleitpla- 
nung vorzugeben und festzuschreiben. 
Die Anlagen zur Alarmierung der Feuerwehr sind entsprechend der Erweiterung der gemeindlichen Be- 
bauung auszubauen. Hierzu kann die Installation von zusätzlichen Feuersirenen bzw. Ergänzung der 
vorhandenen Meldeempfänger notwendig werden. 
Die Ausrüstung und der Gerätebestand sowie die Ausbildung der Feuerwehr im Gemeindebereich sind 
je nach Art und Größe der neu anzusiedelnden Betriebe, bzw. neu zu errichtenden Bauten eventuell zu 
ergänzen und zu erweitern. Hierzu ist zu gegebener Zeit mit dem Kreisbrandrat oder dem zuständigen 
Kreisbrandinspektor Verbindung aufzunehmen. 

Planzeichen 

Neben den in der Planzeichenverordnung festgelegten Zeichen werden folgende Zeichen empfohlen: 

& DN 80 Hydrant Unterflur, z.B. Nennweite SO 

@ DN100 Hiydrant Überflur, z.B. Nennweite 100 

——T ö = % . . . 

kt 50 _ Löschwasserbebälter, z.B. 50 m’ Nutzinhalt - unterirdisch 

Y . 8: | ® : : -L- 
Lf 0 Löschwasserbehälter, z.B. 90m’ Nutzinhalt - Teich, Schwimmbecken 

M Brunnen - Feuerlöschbninnen 

Diese Zeichen und zugehörigen Bezeichnungen werden nach der Norm auch in den Einsatzplänen der Feu- 
erwehren verwendet und sind daher sinnvollerweise auch in der Bauleitplanung anzuwenden. 

i.d.R. vom 06.07.2020 Seite 40 von 45



Gemeinde Pforzen Landkreis Ostallgäu 
Bebauungsplan „Hammerschmiede” 

Umweltbericht 

1. Einleitung 

1.1. Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bebauungsplanes 

Der Bebauungsplan „Hammerschmiede” überplant den Bereich des Pforzener Ortsteiles Hammerschmiede. Die- 
ser ist geprägt von ehemaligen Gewerbegebäuden, einer ehemaligen Gaststätte, Wohnbebauung und Gara- 
gengebäuden. Mit dem gegenständlichen Bebauungsplan soll einerseits der Bestand gesichert werden, anderer- 
seits Nachverdichtung sowie die Ansiedlung weiterer Gewerbebetriebe ermöglicht werden. 

1.2. Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgeleaten Ziele des Umweltschutzes 

und ihrer Berücksichtigung 

Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens ist auf der Grundlage einer Umweltprüfung ein Umweltbericht zu erstel- 
len. Dieser enthält Angaben zu Schutzgütern und umweltrelevanten Belangen, die von der Planung berührt wer- 
den. Auf Grundlage einer Bestandsanalyse werden die Auswirkungen der Planung auf Natur und Landschaft 
bzw. auf andere Schutzgüter (nach Natur-, Immissions-, Abfall-, Wasser- und Bodenschutzgesetzgebung) geprüft 
und Aussagen zu Vermeidungs-, Verringerungs- und Ausgleichsmaßnahmen gemacht. Dies geschieht im Rah- 
men des gegenständlichen Bebauungsplanverfahrens. Es wird nur der ohnehin schon bebaute Bereich über- 
plant. Im Bereich des Ortsteiles Hammerschmiede ist das großflächige Areal des landschaftlichen Vorbehaltsge- 
bietes Nr. 3 ‚Wertachtal nördlich und Hangbereiche westlich Kaufbeuren” ausgespart, die Planung berührt die- 
ses also nicht direkt. 

2. Bestandsaufnahme und Bewertung der Umweltauswirkungen einschließlich der Proanose bei Durchführung 
der Planung 

Die Beurteilung erfolgt verbal-argumentativ mit dreistufiger Bewertung der Eingriffserheblichkeit (gering, mittel 
und hoch) 

Im Geltungsbereich stehen eine ehemalige Ziegelei, eine ehemalige Gaststätte, ein ehemaliges Elektrizitätswerk, 
zwei überdachte Fahrzeugstellplätze sowie etwa ein halbes Dutzend Wohnhäuser als Bestandsgebäude. Im 
Nordwesten des Plangebietes sowie im Osten am Nebenarm der Wertach und entlang der Straße Ziegelring fin- 
den sich größere Baumbestände. Auch auf dem übrigen Plangebiet finden sich vereinzelte Bäume und Hecken 
im Bestand. 

Aufgrund der Nähe zum westlich angrenzenden FFH-Gebiet wurde eine FFH-Verträglichkeitsabschätzung er- 
stellt. Sie kommt zu folgenden Ergebnis: Eine erhebliche Beeinträchtigung von Lebensraumtypen oder An- 
hang-Arten durch den Bebauungsplan kann sicher ausgeschlossen werden; im weiteren Verfahrensverlauf 
kann auf eine FFH-Verträglichkeitsprüfung verzichtet werden. 

Schutzgut Boden 

Beschreibung: Der Untergrund besteht aus lehmig-sandigen Böden, die für Versickerung teilweise geeignet sind. 

Auswirkungen: Der Aushub und die Befahrung bei Bauvorgängen verändert die Oberbodenstruktur. Durch die 
zusätzlich ermöglichten bebaubaren Flächen werden zusätzliche Flächen versiegelt. Im Bereich der ehemaligen 
Ziegelei betreffen die erweiterten Baugrenzen nur bereits versiegelte Flächen. Bei den meisten übrigen Bestands- 
gebäuden erlauben Baugrenzen und bebaubare Grundfläche nur eine geringfügig größere Versiegelung. Bei 
diesen Gebäuden sowie möglichen neuen Bauplätzen ist eine zusätzliche Versiegelung von ca. 1800 m? theore- 
tisch möglich. Dies stellt jedoch angesichts der Größe des Plangebietes eine eher geringe Neuversiegelung dar. 
Durch die mögliche neue Wohn- und Gewerbenutzung entstehen voraussichtlich keine weiteren Belastungen. 

Ergebnis: Die Versiegelung führt zu Umweltauswirkungen geringer Erheblichkeit dieses Schutzgutes. 

Schutzgut Wasser 

Beschreibung: Der Untergrund besteht aus lehmig-sandigen Böden, die für Versickerung teilweise geeignet sind. 
Es ist ein Stück des Riedgrabens sowie ein Nebenarm der Wertach betroffen. Die Wasserhaushaltsstufe ist gut. 

Auswirkungen: Durch die Bautätigkeit besteht auf Grund der durchwachsenen Sickerungsfähigkeit nur geringe 
Gefahr für den Eintrag von Schadstoffen in das Grundwasser. Durch die zusätzliche Versiegelung mit Gebäuden 
wird die flächige Versickerung erschwert. Betriebsbedingt wird durch die erwartete Wohnnutzung das Schutzgut 
nicht weiter beeinträchtigt, da keine neuen Flächen versiegelt werden. 
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Geeignete Maßnahmen zur Versickerung können die negativen Auswirkungen auf die Grundwasserneubildung 
reduzieren. 

Ergebnis: Versiegelungsbedingt sind geringe Auswirkungen auf das Grundwasser zu erwarten. 

Schutzgut Luft und Lokalklima 

Beschreibung: Das Plangebiet ist teils großflächig bebaut und versiegelt. Diese Flächen sind nicht an der Kalt- 
luftentstehung beteiligt. Es finden sich im Plangebiet jedoch auch größere Grünflächen und Baumbestand. 

Auswirkungen: Abgasausstoß der Baufahrzeuge sowie Staubentwicklung bei der Baustellentätigkeit wird auftre- 
ten. Durch Heizungsanlagen und den Betrieb möglicher neuer Gewerbebetriebe kann sich die Art der Emissio- 
nen ändern. Mittels moderner Bauweise und Technologien können die nutzungsbedingten Beeinträchtigungen 
reduziert werden. 

Ergebnis: Insgesamt ist von einer geringen Beeinträchtigung dieses Schutzgutes auszugehen. 

Schutzgut Tiere und Pflanzen 

Beschreibung: Im Plangebiet findet sich ein Biotop (Teilflächen-Nr. 8029-0125-003) und Teile des Fauna-Flora- 
Habitats Gebiet Staffelwald bei Irsee und Lehmgrube Hammerschmiede Teilflächen-Nr. 8029-371.01. An das 
Plangebiet grenzt ein weiteres Biotop (Teilflächen-Nr. 8029-0125-002) an. Die betroffenen Flächen liegen je- 
doch entweder auf festgesetzten Grünflächen mit zu erhaltenden Bäumen oder in der Nähe des Riedgrabens. 
Der gegenständliche Bebauungsplan ermöglicht in diesen Bereichen keine Bauvorhaben. 

Auswirkungen: Durch Bauarbeiten wird es zu Störungen von Tier- und Pflanzenwelt im Bereich kommen. Durch 
die gärtnerische Pflege der Flächen um die neu entstehenden Bauten wird die Diversität und die Nischenverfüg- 
barkeit gegenüber dem Ist-Zustand allerdings erhöht. Zudem sorgt der Erhalt der nordwestlichen Ortsrandein- 
grünung mit Gehölzen für den Erhalt der dortigen Flora und Fauna. 

Aufgrund der Nähe zum westlich angrenzenden FFH-Gebiet wurde eine FFH-Verträglichkeitsabschätzung er- 
stellt. Sie kommt zu folgenden Ergebnis: Eine erhebliche Beeinträchtigung von Lebensraumtypen oder An- 
hang-Arten durch den Bebauungsplan kann sicher ausgeschlossen werden; im weiteren Verfahrensverlauf 
kann auf eine FFH-Verträglichkeitsprüfung verzichtet werden. 

Ergebnis: Die Erheblichkeit ist somit als gering einzustufen. 

Schutzgut Mensch (Erholung und Lärm) 

Beschreibung: Lagebedingt sind die Flächen bereits durch die Straßen und die Bestandsbebauung vorbelastet. 

Auswirkungen: Während der Bauzeit möglicher neuer Gebäude ist mit erhöhtem Lärm zu rechnen. Sobald die 
Wohnnutzung bzw. die Nutzung der Gewerbebetriebe eintritt, ist mit einer steigenden Zusatzbelastung zu rech- 
nen. 

Ergebnis: Der Mensch erfährt eine mittlere Erheblichkeit der Auswirkung. 

Schutzgut Landschaft 

Beschreibung: Das Plangebiet ist ringsum vom landschaftlichen Vorbehaltsgebiet Nr. 3 ‚Wertachtal nördlich und 
Hangbereiche westlich Kaufbeuren” umgeben. Es besteht nach Nordwesten und im Osten eine Eingrünung. Das 
landschaftliche Vorbehaltsgebiet wird vermutlich nicht in Anspruch genommen (Darstellungsunschärfe im Regio- 
nalplan Allgäu). 

Auswirkung: Während der Bauzeit sind die Arbeitsgeräte und -maschinen sichtbar. Sobald die neuen Bauten ste- 
hen, ergibt sich ein ruhiges Ortsbild mit der bereits bestehenden Eingrünung. Durch geeignete Festsetzungen zur 
Gestaltung wird der optische Dorfcharakter gewahrt. 

Ergebnis: Das Schutzgut Landschaft erfährt eine geringe Beeinträchtigung. 

Schutzgut Kultur und Sachgüter 

Beschreibung: Es finden sich keine Denkmäler im Plangebiet oder in der Nähe. 

Auswirkung: Für den Fall, dass bei Bautätigkeiten Denkmäler aufgeschlossen werden, ist in der Satzung auf Art 8 
Abs. 1-2 DSchG hingewiesen. 

Ergebnis: Das Schutzgut erfährt nur geringe Auswirkungen. 

i.d.F. vom 06.07.2020 Seite 42 von 45



Gemeinde Pforzen Landkreis Ostallgäu 
Bebauungsplan „Hammerschmiede” 

Wechselwirkungen der Schutzgüter 

Es werden keine verstärkenden Wechselwirkungen zwischen den o.g. Schutzgütern erwartet. 

3. Prognose über die Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung 

Ohne die gegenständliche Bauleitplanung bleiben die bereits vorhandenen Gebäude bestehen. Neue Wohn- 
oder Gewerbegebäude würden nicht realisiert. Die städtebauliche Ordnung und gestalterischen Maßgaben des 
Bebauungsplanes können auf Ersatz- oder Neubauten nicht wirken. Die Ortsrandeingrünung wird nicht einge- 
richtet. 

4. Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen 

4.1. Vermeidung und Verringerung 

Schutzgut Boden und Wasser 

Die Versiegelung wird durch die Festsetzungen für wassergebundene Zufahrten und Stellplätze gering gehalten. 
Ein fachgerechter Umgang mit Aushub hilft, die Auswirkungen der Bautätigkeiten gering zu halten. Der flächigen 
Versickerung ist der Vorzug zu geben. Zwar wird von nur mäßigen Sickerungsraten ausgegangen, doch ist diese 
möglich. Ortsrandeingrünung und gärtnerische Pflege sorgen hier für Bodenlockerung und Verdunstungsschutz, 
die Bodenqualität und Wasserhaushalt des Gebietes begünstigen. 

Schutzgut Luft und Lokalklima 

Die Gemeinde befürwortet die Nutzung von Solarenergie und ermöglicht Energieeffizienz und reduzierten Aus- 
stoß von Feinstaub und Klimagasen. 

Schutzqut Tiere und Pflanzen 

Der Baumbestand im Plangebiet wird gesichert. Ebenso ist im Nordwesten des Plangebietes eine Grünfläche 
festgesetzt. Diese erhöht die Verfügbarkeit ökologischer Nischen und schafft eine Pufferzone zum bebauten 
Raum der Ortslage. Die im Plangebiet befindlichen Biotopflächen oder Flora-Fauna-Habitat-Gebiete liegen ent- 
weder im Bereich des von der Planung unberührten Riedgrabens oder in der festgesetzten Grünfläche, werden 
also von der Planung nicht berührt. 

Schutzgut Mensch (Erholung und Lärm) 

Das bebaute Gebiet wird in Wohn- und Lebensqualität erhalten. Durch die gegenständliche Planung werden die 
bebaubaren Flächen innerhalb der Baugrenzen zwar teils deutlich vergrößert, die zulässige bebaubare Fläche 
vergrößert sich jedoch in geringerem Ausmaß. Durch gestiegenen Ziel- und Quellverkehr wird die Lärmsituation 
voraussichtlich erhöht, jedoch nicht über ein für ein Mischgebiet typisches Maß. Daher sind keine besonderen 
Maßnahmen vorgesehen. 

Schutzgut Landschaft 

Die Ortsrandeingrünung wird einen positiven Beitrag für das Einfügen in die Landschaft liefern. Da im wesentli- 
chen nur der Bestand gesichert wird und zusätzliche Baustandorte nur in geringfügigem Umfang ermöglicht wer- 
den, wird sich die Planung schonend in das Landschaftsbild einfügen. 

Schutzgut Kultur und Sachgüter 

Für den Fall des Auffindens von Denkmälern ist auf das Denkmalschutzgesetz hingewiesen. Es befinden sich kei- 
ne kartierten Denkmäler im Gebiet oder unmittelbaren Umfeld. 

4.2. Ausgleich 

Nach 8 la Abs. 3 BauGB ist die Eingriffsregelung mit ihren Elementen Vermeidung und Ausgleich im Bauleit- 
planverfahren in der Abwägung nach 8 1 Abs. 6 BauGB zu berücksichtigen. 

Da es sich beim Plangebiet überwiegend um bereits bebautes Gelände handelt, besteht der Eingriff lediglich aus 
den Grundstücken, in denen neue oder deutlich größere Bauten möglich sind. Das sind die Grundstücke der 
Bauplätze mit den Indexzahlen 3, 4, 5, 9, 10 und 13. 

BF 3 1349 m? 
BF A 1489 m? 
BF 5: 1861 m? 

i.d.E vom 06.07.2020 Seite 43 von 45



Gemeinde Pforzen Landkreis Ostallgäu 
Bebauungsplan „Hammerschmiede” 
  

BF 9: 832 m? 
BF 10: 1201 m2 
BF 13 1645 m? 

gesamt: 8377 m? 

hinzu kommen noch 412 m? private Verkehrsfläche, die nördlich des Baufensters mit der Indexzahl 6 neu versie- 
gelt wird. Die private Verkehrsfläche westlich dieses Baufensters besteht bereits und zählt daher nicht als Eingriff. 

Insgesamt besteht so ein Eingriff von 8789 m2. 

Da auf den 8377 m? dieser Grundstücke nur insgesamt 1810 m? Grundfläche überbaut werden dürfen, ist von 
einem niedrigen bis mittleren Versiegelungs- bzw. Nutzungsgrad gemäß des Leitfadens „Bauen im Einklang mit 
Natur und Landschaft” des Bayerischen Staatsministeriums für Landesentwicklung und Umwelitfragen auszuge- 
hen. Dieser liegt vor, wenn die Grundflächenzahl (GRZ) kleiner oder gleich 0,35 ist. 
Im Plangebiet wird zwar keine Grundflächenzahl, sondern eine bebaubare Grundfläche festgelegt. Im vorliegen- 
den Fall können innerhalb der 8377 m? Grundstücksfläche 1810 m? bebaut werden. Das sind lediglich ca. 21 
Prozent der Grundstücksfläche. Würde eine GRZ festgelegt werden, würde diese deutlich unter dem gemäß Leit- 
faden maßgeblichen Wert von 0,35 liegen. Es handelt sich also laut Leitfaden um ein Gebiet mit niedrigem bis 
mittlerem Versiegelungsgrad und damit um den Typ B. 

Es handelt sich insgesamt um ein Gebiet geringer Bedeutung für Naturhaushalt und Landschaftsbild (Intensiv ge- 
nutztes Grünland / Gärten, anthropogen überprägter Boden, Gebiet mit hohem, intaktem Grundwasserflurab- 
stand, Flächen ohne kleinklimatisch wirksame Luftaustauschbahnen, stark überprägte Siedlungsteile). Dies 
bedingt gemäß Leitfaden die Kategorie 1. 

So ergibt sich für das Plangebiet eine Kategorisierung ins Feld B I. Dafür ist ein Ausgleichsfaktor von 0,2 bis 0,5 
anzuwenden. Aufgrund der Geringfügigkeit der Eingriffe und den zusätzlichen Bepflanzungsauflagen auf priva- 
ten Grünflächen wird der Faktor 0,3 angewandt. Bei einem Eingriff von 8789 m? ergibt dies einen Ausgleichs- 
flächenbedarf von 2637 m? (8789 m? x 0,3 = 2637 m?). Dieser wird realisiert auf einem 12,5 m breiten Grün- 

streifen im Norden des Plangebietes, der dort als Ortsrandeingrünung fungiert und eine Gesamtfläche von 
1812 m? aufweist. Die übrigen benötigten 825 m? Ausgleichsfläche werden am Südrand des Plangebietes in ei- 
ner öffentlichen Grünfläche realisiert. Diese hat eine Fläche von 869 m?. Damit werden insgesamt 2681 m? 
Ausgleichsfläche im Plangebiet geschaffen und damit kann der Ausgleichsflächenbedarf von 2637 m? vollstän- 
dig im Plangebiet realisiert werden. 

5. Alternative Planungsmöglichkeiten 

Da sich die Planung direkt auf den Ortsteil Hammerschmiede bezieht, kommen keine weiteren Alternativen in 
Betracht. Durch die Planung wird die bebaute Ortslage lediglich planerisch erfasst. 

6. Beschreibung der verwendeten Methodik und Hinweise auf Schwieriakeiten und Kenntnislücken 

Die Schutzgüter (Boden, Wasser, Tiere und Pflanzen, etc.), sowie die Schwere und Kompensationsfähigkeit der 
Eingriffe in diese wird verbal-argumentativ dargestellt. Eine Einstufung erfolgt in drei Erheblichkeiten: gering, mit- 
tel und schwer. Hierfür wurden die einschlägigen Gesetze, Regional- und Landespläne sowie Leitfäden herange- 
zogen. 

Für die Bewertung der Schutzgüter wurden kartographische Daten zu Geologie und Bodenkunde, Denkmal-, Ar- 
ten-, Biotop- und Landschaftsschutz des Landes Bayern verwendet. 
Für die Grundwasser- und Versickerungslage wurde von allgemeinen bodenkundlichen Werten der Kartierung 
sowie von Erfahrungswerten bei den bestehenden Bauten ausgegangen. Hierzu liegen keine Daten aus Bau- 
grundgutachten vor. 

7. Maßnahmen zur Überwachung der Auswirkungen (Monitoring) 

Die Ergebnisse von Baugrunduntersuchungen sind an die Gemeinde weiterzuleiten. Diese entscheidet dann, ob 
die vorhandenen Versickerungsmaßnahmen ausreichend erscheinen. 

8. Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Es sollen die bestehenden Gebäude im Plangebiet gesichert werden und der Neubau einzelner Wohn- oder Ge- 
werbegebäude ermöglicht werden. Der Gehölzbestand soll gesichert werden. Eine Ortsrandeingrünung nach 
Nordwesten ist vorgesehen. Keines der Schutzgüter wird stark beeinträchtigt. Die Durchgrünungsmaßnahmen in 
Verbindung mit der Ortsrandeingrünung schaffen zusammen mit den Festsetzungen geeignete Bedingungen, um 
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dies umweltverträglich zu gestalten. Tabellarisch sind die Auswirkungen auf die Schutzgüter im Folgenden darge- 

  

  

  

  

  

  

  

    

stellt: 

Schutzgut Baubedingt Anlagenbedingt Betriebsbedingt Ergebnis 
Boden gering gering gering gering 

Wasser gering gering gering gering 

Klima / Luft gering gering gering gering 
Tiere / Pflanzen mittel gering gering gering 
Mensch Erholung mittel gering gering gering 
Lärm mittel gering gering gering 

Landschaft gering gering gering gering 

Kultur- / Sachgüter keine keine keine keine 

Aufgestellt: 

Gemeinde Pforzen 
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Herbert Hofer, Erster Bürgermeister 
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